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Editorial

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

Wissensmanagement ist ein Thema, dem sich die öffentliche Verwaltung stellen muss 

– gerade in Zeiten des demographischen Wandels. Es ist ein Thema, das nicht nur für 

die Personal- oder Organisationsabteilung relevant ist. Gerade die Informationstech-

nik kann mit intelligenten und effizienten Lösungen Wissen organisieren. Damit ist 

Wissensmanagement auch ein ideales Feld für öffentliche IT-Dienstleister.

Diese SPLITTER-Ausgabe widmet sich Strategien und Instrumenten für das Wissens-

management. Es bedarf einer Strategie, aus der hervorgeht mit welchen Zielsetzun-

gen und in welchen Schritten das Wissen einer Organisation bewahrt und weitergege-

ben werden kann. Ein Ansatz für ein systematisches Vorgehen ist der des Competence 

Centers Wissensmanagement am Fraunhofer IPK in Berlin (Seite 12).

IT-Dienstleister wie das ITDZ Berlin unterstützen die Kunden in der Verwaltung bei 

der Suche nach Lösungen für das Wissensmanagement. Aus der Forschungskoopera-

tion mit der TU Berlin ist das Wissensmanagement-System „PIA“ hervorgegangen. Es 

trägt der dezentralen Fach- und Ressourcenverantwortung der Berliner Verwaltung 

Rechnung. Jede Behörde bleibt Herrin ihrer eigenen Daten. Die Daten, die geteilt 

werden sollen, werden optimal aggregiert und den Suchenden präsentiert (Seite 16).

Wissensmanagement-Tools können auch der Zusammenarbeit und dem Wissensaus-

tausch innerhalb der Mitarbeiterschaft gewidmet sein. Die Nutzung von Social-Me-

dia-Funktionalitäten ist eine Möglichkeit, die Organisation des Wissens effektiver 

anzugehen. Beispiele sind das neue Intranetportal der Senatsverwaltung für Finan-

zen von Berlin (Seite 20) und der „Sindelfinder“ der Stadt Sindelfingen (Seite 28).

Auf einen weiteren interessanten Beitrag in dieser SPLITTER-Ausgabe möchte ich Sie 

gerne hingewiesen: Auf der CeBIT 2015 wurde eine neue Service-App für Dienstleis-

tungen der Berliner Verwaltung vorgestellt. Sie stellt einen weiteren Zugangsweg für 

die Bürgerinnen und Bürger und eine Ergänzung des Service-Portals dar. Mehr über 

diese App können Sie auf Seite 43 lesen.

Eine angenehme Lektüre wünscht Ihnen

Konrad Kandziora

Vorstand
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Wissensmanagement 
zur Entwicklung einer 
wandlungsfähigen Verwaltung
Von Ulrich Zuber, Bundesverwaltungsamt

Die Verwaltung steht nach vielen Jahren der Verwaltungsmodernisierung heute vor einer neuen, komplexeren Herausforde-
rung. Sie verliert in den nächsten Jahren zunehmend bedeutendes Kapital für die Entwicklung der Verwaltung der Zukunft: 
Wissen, Kompetenzen und Erfahrung!

Demographie, Personalfluktuation oder 

höhere Gehälter bei anderen Instituti-

onen sind für diese Erosion von Wissen 

und Erfahrung oft angeführte Gründe. 

Sie sind jedoch nicht die Gründe für den 

zunehmenden Wissensverlust, sondern 

legen die Ursache für den Wissensverlust 

nur beschleunigt offen.

Die Ursache für den Wissensverlust liegt 

zunehmend im Arbeitssystem und der 

Arbeitskultur der Verwaltung selbst. Um 

den Verlust von Wissen und Erfahrung 

aufzuhalten und das erforderliche Wis-

sen und die Erfahrung bedarfsgerecht 

auszubauen, muss die Verwaltung ihre 

Möglichkeiten zur Erneuerung der in-

ternen Rahmenbedingungen – des Ar-

beitssystems – ausschöpfen. Die Inno-

vationsfähigkeit zur Entwicklung einer 

wissensorientierten, befähigenden Ar-

beitskultur ist entscheidend, ob die Ver-

waltung der Zukunft die Beschäftigten 

beflügelt und ihnen Innovation ermög-

licht, ihre Beschäftigten länger halten 

und neue kluge Köpfe gewinnen kann. 

Dies ist der einzige Weg, die Erosion von 

Wissen und Erfahrung aufzuhalten.

Maßnahmen, die sich ausschließlich 

gegen augenscheinliche äußere Rah-

menbedingungen w ie Demographie, 

Personalfluktuation oder höhere Gehäl-

ter richten, greifen zu kurz und werden 

trotz steigendem Ressourceneinsatz die 

Erosion von Wissen und Erfahrung nicht 

nachhaltig und stabil aufhalten können.

Die Verwaltung der Zukunf t benötigt 

eine grundlegende wissensorientierte 

Sanierung des Arbeitssystems.

Seit den 1990-er Jahren etablieren Mo-

dernisierungsinitiativen einen ständi-

gen Wandel in der Verwaltung. Gestaltet 

durch die Methoden von Organisation, 

Personal und IT standen Funktionsfähig-

keit, Effizienzsteigerung und Wirt-

Über den Autor

Ulrich Zuber arbeitet seit 1991 in 

verschiedenen Organisat ions-, 

IT- und Wissensmanagementpro-

jekten. Heute ist der Arbeits- und 

T hemenschwer punk t im Bun-

desverwaltungsamt in Köln das 

strategische und operative Wis-

sensmanagement, Kollaboration, 

Lernsysteme sowie entsprechende 

Konzepte zur Umsetzung einer di-

gitalen Transformation. In Organi-

sationsuntersuchungen, komple-

xen Analysen bis zur Umsetzung in 

großen Organisationen und Pro-

jekten sammelte er die erforderli-

che Erfahrung für die Entwicklung 

des neuen Managementsystems.

E-Mail: Ulrich.Zuber@bva.bund.de
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Wissen und Erfahrung sind Kapital für die 

Verwaltung der Zukunft

schaftlichkeit im Fokus von Einsparun-

gen. Rationale Steuerungsinstrumente 

wie z. B. Controlling organisierten Ent-

scheidungen in linearen Prozessen auf 

Basis aggregierter Daten und förderten 

eine bilanzorientierte Management-Ra-

tionalität. Der Wandel entwickelte je-

doch bei knapper werdenden Ressourcen 

eine Verwaltungswirklichkeit, die sich 

nicht mehr durch Linearität, sondern 

durch komplexe Beziehungen der Steu-

erungs- und Führungsprozesse, Gleich-

zeitigkeit und Geschwindigkeit z. B. von 

Prozessen, Kommunikation oder Kolla-

boration auszeichnet.

Der Drang nach Perfektion täglicher Pro-

zesse und die Dominanz von Terminen 

und dringenden Themen lassen kaum 

gestaltenden Raum für die w irklich 

wichtigen Zukunf tsthemen. Manage-

ment und Beschäftigte werden mit einer 

besonderen Form der Arbeitsdichte kon-

frontiert, die zusätzlich mit ständigen 

Arbeitsunterbrechungen durch Kom-

munikation und Kollaboration gekenn-

zeichnet ist. Wer allerdings versucht, die 

entstehende und steigende Komplexität 

durch mehr Regeln zu kontrollieren, 

bleibt unweigerlich stehen. Denn jeder 

Fortschritt bedeutet Verfeinerung und 

fordert dann mehr Kontrolle – ein Weg 

in die Erstarrung und  ökonomischen 

Verlust.

Eingr if fe der geübten Management-

methoden aus Organisation, Personal 

oder IT sind nicht mehr geeignet, die 

erforderliche Effizienz und Ressourcen 

zur Bewältigung der Herausforderungen 

zu heben. Die Institutionen stehen vor 

einer neuen Herausforderung an ihre 

Wandlungsfähigkeit.

Der Mensch macht das System oder 
das System macht den Menschen

Es ist richtig, dass die Verwaltung der 

Zukunft vom weiteren Erfolg der Digi-

talisierung abhängt. Paradoxerweise 

ist damit aber nicht die Fortführung 

der bisher igen „Elektr if izierung von 

Verwaltungsprozessen“ im E-Govern-

ment oder der digitalen Agenda zu ver-

stehen. Bereits jetzt ist die IT vielfach 

tiefgreifend integriert und stellt keine 

Limitierung dar. Vielmehr ist heute limi-

tierender Faktor der Digitalisierung die 

Arbeitskultur mit ihren starren organi-

satorischen und personellen Regeln und 

Strukturen. Wissens-, Innovations- und 

Akzeptanzmanagement sind wenig aus-

geprägt oder nur klassisch organisiert.

Problembeschreibungen fordern den 

innovativen Beschäftigten und Innova-

tion durch die Beschäftigten. Zwischen 

den Zeilen beklagen sie den Status Quo, 

dass für den Wandel die entsprechenden 

Beschäftigten fehlen. Diese For-
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derung führt das Wissensmanagement 

unmittelbar zur Arbeitskultur und ihren 

Rahmenbedingungen. Denn die Beschäf-

tigten arbeiten langjährig innerhalb ih-

res jeweiligen Arbeitssystems z. B. mit 

den Organisations- und Führungsregeln. 

Sie haben gelernt, dass sie nur innerhalb 

des Arbeitssystems er folgreich sein 

können. Dieses ist fest gefügt und wird 

vor innovativen Veränderungen durch 

organisatorische Regelungen bis hin zu 

gesetzlichen Vorgaben wie das Dienst-

recht, Besoldungs- und Tarifsystemen 

geschützt. Die Beschäftigten können 

innerhalb des bestehenden Systems die 

gewünschte und erforderliche Innovati-

onsfähigkeit nicht entwickeln.

Wenn innovative Beschäftigte eingefor-

dert werden, müssen die Verantwortli-

chen bereit sein, das Arbeitssystem und 

die Arbeitskultur selbst zu überprüfen. 

Dies bedeutet die Offenheit, den Mut 

und die Stärke, das eigene Management- 

und Führungsdenken zu überdenken. 

Dies bringt den zum Beschäftigten ge-

spielten Ball des Handelns zurück zum 

Management: „Der Mensch macht das 

System oder das System macht den Men-

schen.“

Die Verantwortlichen müssen den Mut 

zur Innovation zeigen, u. a. mit

•	 einem neuen Wertesystem basie-

rend auf den strategischen Kern-

zielen z. B. Vertrauen, Sicherheit, 

Freiheit und Ökonomie, 

•	 einer Organisation von Flexibilität 

und Mobilität der Arbeitsplätze und 

nicht der Beschäftigten,

•	 einer neuen Führung (Führung von 

Experten), 

•	 einer Präventiv- statt einer Prüf-

kultur,

•	 einer Aufwertung des Experten-

tums: Entwicklung von Konzepten 

für Kompetenz- und Expertenkar-

rieren in der Verwaltung und zur 

Wer tschätzung des informellen 

Lernens, 

•	 der Entwicklung von Konzeptsoft-

ware. 

Verwaltung der Zukunft: Wissen 
schafft Innovation
Um die Erosion von Wissen und Erfah-

rung nachhaltig aufzuhalten, muss eine 

förderliche innovative und wissensba-

sierte Arbeitskultur geschaffen werden. 

Es bedarf einer sehr tiefreichenden und 

selbstkritischen Analyse aller Rahmen-

bedingungen, die auf die Arbeitskultur 

Einfluss nehmen.
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Wissensmanagement 4.0 greift dies auf 

und hebt mit der Sanierung des Arbeits-

systems die Arbeitskultur nach langer 

aktiver und gestaltender Rolle das Or-

ganisations-, Finanz-, IT- oder Personal-

management und das Führungsverhalten 

für eine digitale Transformation auf den 

Prüfstand. Es bietet hierfür die erforder-

liche Strategie geprägt durch Innovati-

onen in folgenden Kerngebieten (siehe 

Grafik auf der vorherigen Seite):

•	 Strategie mit einem neuen Wer-

tesystem: Vertrauen, Sicherheit, 

Freiheit und Ökonomie auf gleich-

wertiger Zielebene

•	 Wissen schafft Innovation

•	 Formale Arbeit: Mobilität und Fle-

xibilität der Arbeit

•	 Informelle Arbeit: Kompetenz und 

Kollaboration, informelles Lernen

Prof. Dr. Johanna Wanka, Bundesminis-

terin für Bildung und Forschung, formu-

liert dies wie folgt: „Maßgeblich für den 

Erfolg sind drei wesentliche Faktoren: 

Wissen, Wagemut und Wertschöpfung: 

Neues Wissen schaf f t Innovat ionen 

[…], Innovationen brauchen Wagnisbe-

reitschaft […]. Erst die Wertschöpfung 

verwandelt die Erfindung in eine Inno-

vation.“

Jede Institution benötigt hierfür eine 

indiv iduelle Wissens- und Innovat i-

onsmanagementstrategie als Anwalt 

und Gestalter des Zukunftskapitals wie 

Erfahrung, Wissen oder Kollaboration. 

Diese Arbeitskultur ist offen für Inno-

vationen und baut Formalitäten bei Or-

ganisation der erforderlichen Stabilität 

und Strukturen ab.

Wissensmanagement als Anwalt 
des Zukunftskapitals
Die Verwaltung der Zukunft positioniert 

mit dem Wissensmanagement die Kom-

petenzen der Menschen – und nicht nur 

die Qualif ikation – in das Zentrum der 

Managementorientierung. Handlungs-, 

Lern- und Gestaltungsfähigkeit der 

Beschäftigten sollten Maxime für alle 

Transformationsentscheidungen sein. 

Beispielsweise darf im Fokus der Organi-

sationsentwicklung nicht der straffste 

Prozess stehen, sondern vielmehr der 

Prozess, der den Beschäf t igten z. B. 

Zugang zu Wissen sowie Netzwerken, 

Gestaltungs- und Entscheidungsspiel-

räumen zur Erreichung vereinbarter Zie-

le gibt.

Wissen und Kollaboration stehen tradi-

tionell nicht im Fokus des rationalen Ma-

nagements. Als Teil der Erfolgsfaktoren 

(z. B. Erfahrung, Kompetenz, Kreativi-

tät, Vernetzung, Lernen) sind es weiche 

Arbeitsfaktoren, sie sich bedeutend von 

den klassischen Produktionsfaktoren 

unterscheiden: Einerseits können sie 

nicht verbraucht werden, sondern ver-

mehren sich sogar durch Anwendung. 

Anderseits sind sie nicht greifbar, latent 

virtuell und flüchtig, da sie sich jeder-

zeit dem Steuerungsideal des Manage-

ments entziehen können.

Für die Verwaltung der Zukunft sind Wis-

sen und Erfahrung damit ein begehrtes 

aber kritisches Kapital. Wissensmanage-

ment verfügt z. B. mit Wissensbilanzen 

über die nöt igen Strategien und die 

Gestaltungsmethodik. Es bietet eine 

Sensorik für die Entwicklung der 

Wissensmanagement erfordert auch ein 

Überdenken des bisherigen Arbeitssystems
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w issensbasier ten Arbeitskultur und 

richtet die formale und informelle Ar-

beit der Institution entsprechend aus. 

Dazu greif t es tiefer als die bisherige 

Modernisierung  in die Mentalität der 

Institution ein.

Zwingend geraten die Veränderungen 

des Wissensmanagements in Konflikte 

mit dem rationalen Management und 

werden üblicherweise abgewehrt. Wis-

sensmanagement ist daher nicht Chef-

sache, weil es ein wichtiges und stra-

tegisches Thema ist. Es muss Chefsache 

sein, da das Zukunftskapital eines be-

sonderen Schutzes bedarf und die not-

wendigen Veränderungen zugunsten der 

Innovation der Arbeitskultur gegenüber 

dem geübten Managementsystem durch-

gesetzt werden müssen.

Wissensmanagement macht er-
folgreich!
Die Verwaltung der Zukunft findet heu-

te statt! Wissensmanagement verbin-

det die Innovationssituationen  für die 

Transformation der Verwaltung zu ei-

nem fluiden und agilen Gesamtkonzept. 

Die Transformation ist ein lebhaf ter, 

wechselhafter Prozess ohne Linearität 

aber ausgerichtet auf ein institutionel-

les Zielbild. Für die Leitungs- und Füh-

rungsebene bedeutet dies die Steuerung 

komplexer Veränderungsprozesse und 

eine Neuausrichtung des Management-

denkens z. B.

1. Modernisierung des Arbeitssystems 
und Führung: „Wissen lebt oder Wissen 
geht!“
Die Fortführung des geübten Organi-

sat ionsmanagements w ird kaum die 

notwendigen Spielräume für eine neue 

formale und informelle Arbeitskultur 

schaf fen können. Provokant formu-

liert: „Die verbliebenen fünf Ruderer 

im Achter werden die Geschwindigkeit 

trotz moderner Ausrüstung, optimier-

ter Prozesse, Personalentwicklung und 

Gesundheitsmanagement kaum stei-

gern können.“ Der Achter spiegelt das 

bisherige Arbeitssystem. Er agiert zwar 

leistungsstark und hocheffektiv mit ei-

ner hochqualifizierten und auf Präzision 

trainierten Mannschaf t. Der Komple-

xität und Dynamik der heutigen Arbeit 

wird der Achter aber nicht mehr gerecht.

Die Verwaltung der Zukunft organisiert, 

gesichert durch Wissensmanagement, 

eine Innovationskultur mit Kommunika-

tion und Kollaboration und kombiniert 

Flexibilität sowie Mobilität mit einer 

modernen Führungskonstruktion. In 

dieser schafft Führung Sinn, Begeiste-

rung für die Ziele, weist auf Zusammen-

hänge hin und definiert ihren Erfolg als 

den Erfolg der Beschäftigten. Prof. Dr. 

Hill der Universität für Verwaltungs-

wissenschaften Speyer fasst tref fend 

zusammen: „Der rationale Manager, der 

sich nur als Steuermann in vollständig 

geplanten Prozessen, Implementierer 

fertiger Pläne oder auch als Eff izienz-

steigerer versteht, entspricht nicht die-

sem Maßstab.“

Die Beschäftigten dürfen flexible und 

mobile Arbeitsplätze erwarten. Im Fo-

kus der zunehmenden Erosion von Wis-

sen und Erfahrung: „Wissen lebt oder 

Wissen geht!“

2. Modernisierung der Personalpolitik 
und -managementmethoden
Die Modernisierung der Arbeit führ t 

das Wissensmanagement zwingend zur 

Modernisierung der Personalpolit ik, 

die heute teilweise durch ein mathe-

matisches Finanz- und Stellendenken 

geprägt ist. Um die Erosion von Wissen 

und Erfahrung aufzuhalten, muss der 

Devaluation des Expertentums begeg-

net werden. Es fehlt der Verwaltung 

an gestaltenden Konzepten für Exper-

ten- und Kompetenzkarr ieren – auch 

wenn sie die Begr if fe bemühen – in 

den Personalentwicklungskonzepten. 

Im Beförderungs- und Tarifsystem des 

Öffentlichen Dienstes finden sich kaum 

eine karriereförderliche Erfassung und 

Wertschätzung der im informellen Ler-

nen entwickelten Kompetenzen, son-

dern überwiegend Qualif ikations- und 

Quotenmathemat ik. Weiterhin w ird 

– trotz der attestierten ständigen Ver-

änderungen in der Arbeitswelt – für eine 

Karr iere der Qualif ikation der ersten 

Berufsausbildung – auch wenn diese 

mehrere Jahrzehnte und heute mit weit 

veraltetem Wissen zurückliegt – mehr 

Gewicht und Status eingeräumt, als 

den aktuellen, in der Praxis erworbenen 

Kompetenzen und Erfahrungen. Die Ver-

waltung lässt derzeit, trotz Kenntnis des 

Fachkräftemangels, mit dem informell 

erworbenen Wissen der Beschäftigten 

das größte Potential einfach liegen.

Ein weiteres Beispiel: Formale und re-

gelbasierte Personalrotation in einem 

Drei- bis Fünf-Jahresrhythmus wird heu-

te noch gern postuliert und war in den 

Informationsmöglichkeiten vor 25 Jah-

ren auch sinnvoll und erforderlich. Sie 

wird den komplexen Arbeitsplätzen und 

Informationssystemen der Gegenwart 

und Zukunft aber nicht gerecht. Forma-

le Rotation bringt aufgrund der zügigen 

Alterung von Wissen die erforderlichen 

Experten nicht mehr hervor, zerstört für 

eine inner- und interbehördliche Zusam-

menarbeit die Netzwerke und schwächt 

kontinuierlich die Wissensbasis der Ins-

titution.

„Regelbasierte Rotationssysteme sind 

für das Personalmanagement einfache 

Methoden einer augenscheinlichen Per-

sonalentwicklung. Sie beeinflussen die 

Arbeitskultur heute aber negativ. Bspw. 

verhalten sich Beschäftigte in diesen 

Rotationssystemen entsprechend die-

ser Zyklen, verdrängen und verlagern 

strategisch mittel- und langfr ist ige 

Problemstellungen bestmöglich in die 

Zukunf t, denn Problemverdrängung 

und vermeidliche Problemlosig-
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Das 10-Punkte-Manifest des 
Konzeptsoftware-Entwicklungsmodells

1. Konzeptsoftware leitet sich aus ei-
nem fluiden strategischen Zielbild ab.

Aus diesem Zielbild werden  konsequent 

die Produktstrategie und alle Funkti-

onen sowie deren lineare Entwicklung 

durch lang-, mittel und kurzfr ist ige 

Roadmaps abgeleitet. Es beschreibt die 

optimalen Fachfunktionen und deren or-

ganisatorische, personelle und techno-

logische Zielrahmenbedingungen bzw. 

die erforderlichen Veränderungen für 

Fachfunktionen und Arbeitskultur - auch 

wenn diese nach den gegenwärtig gülti-

gen und vermeintlich unumstößlichen 

Rahmenbedingungen nicht umsetzbar 

erscheinen. Diese könnenbeispielswei-

se Limitierungen in finanziellen Mitteln, 

in Organisationsregelungen, in Personal 

oder in Technologien sein.

Das Zielbild betrachtet immer 10 bis 15 

Jahre im voraus (<15Y) und wird reali-

tätsnah in einem beständigen Reflexi-

onsprozess auf die schnellen sozio-tech-

nischen Veränderungen überprüft und 

weiterentwickelt. Die Ziele schieben 

sich im Zeitverlauf also ständig vor.

Das fluide Zielbild sorgt für einen line-

aren und dauerhaf ten Entwicklungs-

prozess und Stabilität der Entwicklung 

jenseits z. B. gegenwärtiger techno-

logischer Möglichkeiten. Projekt- und 

Entwicklungsprozesse werden vor revo-

lutionären und aufwändigen Innovati-

onssprüngen geschützt. Veränderungs- 

und Akzeptanzmanagement dadurch 

optimiert.

2. Konzeptsoftware ist eine dauerhafte 
und kontinuierliche Entwicklungslinie 
(Evolutionssoftware).

Ihre Entwicklung f in-

det nicht in den klassi-

schen technologischen 

Innovations- oder Pro-

jektzyklen statt.

3. Konzeptsoftware wird konsequent in 
iterativen und agilen Entwicklungspro-
zessen unmittelbar mit der Fachseite 
realisiert.

Das Entwicklungsmodell vereint und 

kombiniert den Design-Thinking-Ansatz 

und agile Softwareentwicklungsmetho-

den wie das Projektmanagement-Frame-

work „Scrum“.  

4. Konzeptsoftware konzipiert die 
Funktionen und Bedarfe für die Zu-
kunft und realisiert nicht die technolo-
gischen und kulturellen Möglichkeiten 
der Gegenwart.

Sie reagiert jederzeit auf veränderte in-

terne und externe Rahmenbedingungen 

und Projekte.

5. Konzeptsoftware vermeidet geson-
derte Entwicklungslinien.

Jede Weiterentwicklung fließt in die 

Gesamtsoftware und steht allen zur Ver-

fügung.

6. Konzeptsoftware ist im Eigentum der 
Verwaltung oder des Auftraggebers.

Dies ist erforderlich, um über techno-

logische und inhaltliche Innovations-

zyklen selbst zu entscheiden, diese 

bedarfsgerecht planen zu können und 

Herstellerunabhängigkeit sicher zu 

stellen.

7. Konzeptsoftware ist innovations-
offen und verfolgt ein gemeinschaft-
liches Entwicklungsmodell im Sinne 
von Crowdfunding in der Verwaltung 
(Alle-helfen-Allen-Prinzip).

Konzeptsoftware verfolgt ein Konsens- 

und kein Kompromissmodell. Eine ge-

meinsame Entwicklung auf Augenhöhe 

mit weiteren Partnern ist sinnvoll und 

im Konzept verankert.

8. Konzeptsoftware ist nicht monolit-
hisch aufgebaut. Sie verfolgt ein kon-
sequentes Schichtenmodell für alle 
Module und Funktionen und ist durch-
weg modular.

Dadurch l assen s ich Sof t w arebe -

standteile regelmäßig bedarfsgerecht 

funktional wie technologisch neu ent-

wickeln, aktualisieren oder auch aus-

tauschen. 

Konzeptsoftware lässt sich bestmöglich 

in bestehende Infrastrukturen einbin-

den und lässt die Einbindung von ande-

ren Funktionen und Modulen zu (Makro- 

und Mikroschnittstellentechnologien). 

Sie berücksichtigt Standardsof tware 

und Standardschnittstellen.

9. Konzeptsoftware ist hoch konfigu-
rativ.

10. Konzeptsoftware verfügt über eine 
maximale individuelle, organisatori-
sche, funktionale und technologische 
Anpassungsfähigkeit.

Diese Anforderung bestimmt über die 

einsetzbaren Technologien und die ein-

gesetzten Dienstleister.
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gestalten durch eine verständliche IT 

eine offene und kollaborative Arbeits-

kultur auf Basis eines Wissensmanage-

ments.

Die Verwaltung der Zukunft ist nicht we-

gen IT modern, sondern eine moderne 

Verwaltung hat IT.

Konzeptsoftware für eine Digitale 
Transformation
Nach Jahrzehnten technischer und or-

ganisator ischer Innovat ionswellen 

sind eine dif ferenzierte Betrachtung 

und neue Methoden erforderlich, damit 

sich IT-Lösungen weiterhin am lang- 

und mittelfristigen fachlichen Bedarf 

orientieren können. Geschwindigkeit 

und Dynamik haben auch in der Sof t-

wareentw icklung der Behörden den 

Druck beträchtlich erhöht. Sie halten 

IT-Projekte in einer ständigen Migra-

tionsphase. Lineare Softwareentwick-

lungsmethoden und Vorgehensmodelle 

mit formalisierter Dokumentation und 

meilensteingeprägten Entwicklungs- 

und Konzeptionsphasen, tref fen auf 

sich schnell entwickelnde und fließende 

Funktionsbedarfe, immer kürzere tech-

nologische Innovationszyklen oder sich 

im Projektverlauf drastisch verändern-

de Rahmenbedingungen. Beispielsweise 

werden in IT-Projekten in langwierigen 

Prozessen aufwendige Pflichtenhefte 

oder Ausschreibungsunterlagen erstellt, 

die häufig bereits bei Projektstart über-

holungsbedürftig und bei der Finalisie-

rung ggf. veraltet sind.

Mit den gängigen Methoden ist es kaum 

möglich die IT-Konzepte an einem Funk-

tionsbedarf und eine Arbeitskultur der 

Zukunft zu orientieren. Sie sind daher 

gezwungen die technologischen 

keit begünstigen die Karriere während 

Problemerkennung und ggf. schwieri-

ge Problemlösungen ein Karriererisiko 

darstellen. Ein Grund, warum in diesen 

Rahmenbedingungen eine Fehlerpräven-

tionskultur schwer entwickelt werden 

kann, Prüfsysteme komplexer werden 

und Probleme in der Verwaltung immer 

den größtmöglichen Umfang erreichen.“

IT und die Transformation der Arbeitskul-

tur: IT ist heute Selbstverständlichkeit, 

wenn sie selbst verständlich ist.

IT ist nach fast 20 Jahren E-Government 

in fast jeden Arbeitsbereich prägend 

eingezogen. Fehlende oder verbesse-

rungsbedürftige IT ist kein limitieren-

der Faktor. Sie wird als Selbstverständ-

lichkeit angenommen, wenn sie für die 

Beschäf tigten hilfreich, sinnvoll und 

nützlich ist. Moderne Arbeitssysteme 
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Möglichkeiten der Gegenwart abzubilden, 

die zumeist immer durch ein gewähltes 

oder absehbares Sof twareprodukt be-

grenzt oder vorgegeben werden. Der Grad 

der Abdeckung definiert den Kostenauf-

wand für die Verwaltung. Die Verwaltung 

entwickelt die Software der Unterneh-

men fort, schließt deren Entwicklungslü-

cken auf eigene Kosten und steuert sich 

in eine technologische Abhängigkeit 

oder gar Herstellerabhängigkeit.

Folglich können die bestehenden klas-

sischen V-Modelle der Verwaltung mit 

linearer Softwareentwicklung der erfor-

derlichen Entwicklungsgeschwindigkeit 

der Verwaltungswirklichkeit nicht be-

gegnen.

Konzeptsof tware und das Ent-
wicklungskonzept Concept+SE
Die Verwaltung der Zukunf t benöt igt 

durchgängig eine passgenaue IT, die – 

auf die zukünftige gewünschte, d. h. de-

finierte Arbeitskultur, ausgerichtet – die 

kollaborativen und kommunikativen Mög-

lichkeiten fachaufgabengerecht anbietet. 

Um der Ausgangslage gerecht zu werden, 

wurden zwar Methoden entwickelt, z. B. 

der Design-Thinking-Ansatz oder das Pro-

jektmanagement-Framework Scrum.

Aber selbst wenn diese in den bestehen-

den Vorgehensmodellen berücksichtigt 

würden, kann damit der Geschwindig-

keit der Veränderungsprozesse und 

Bedarfsentwicklungen nicht begegnet 

werden. Bei den schnellen Weiterent-

wicklungen besteht die Gefahr, dass 

sich die Softwarerealisierung in diesen 

iterativen und erforderlichen Prozessen 

vom ursprünglichen Pflichtenheft zügig 

entfernt. Formal zieht Beliebigkeit ein, 

funktional gehen übergreifende System- 

und Funktionskonsistenz und ggf. auch 

fachlicher Bedarf verloren.

Erfahrungsgemäß sind dies fließende 

Anpassungsprozesse, die kaum oder nur 

mit einem unverhältnismäßigen Auf-

wand dokumentiert werden können und 

deren Entscheidungen sich nicht mehr 

eindeutig zuordnen lassen. Letztend-

lich führen solche modernen Entwick-

lungs- und Kreat ivmethoden lineare 

Vorgehensmodelle ad absurdum. Es wer-

den beträchtliche Ressourcen für Doku-

mentation und Abstimmungsprozesse 

gebunden.

Daher müssen auch diese Vorgehensmo-

delle im allgemeinen Wandel fortentwi-

ckelt werden. Konzeptsoftware setzt an 

dieser Stelle an.

Für die Entwicklung des Wissens- und 

Kollaborat ionsmanagementsystems 

OfficeNet wurde ein Projektrahmen und 

ein Vorgehenskonzept entwickelt, das 

fortlaufende und schnelllebige Verän-

derungen der Rahmenbedingungen und 

des Funktionsumfanges gezielt berück-

sichtigt.

Neben den komplexen Fachanforderun-

gen des Wissensmanagements und Kol-

laborationsfunktionen waren Zielvorga-

ben z. B.

•	 ständige Anpassbarkeit und Aus-

baubarkeit der Funktionen für eine 

evolut ionäre Entwicklung einer 

modernen Arbeitskultur,

•	 eine langfristige Entwicklungslinie 

und -planung ohne typische Ent-

wicklungsphasen,

•	 Unabhängigkeit von Innovations-

zyklen der Softwareunternehmen 

oder

•	 dezentrale und einfache Inhalts- 

und Konfigurationsprozesse.

•	 OfficeNet ist als Konzeptsoftware 

heute eine neue Softwaregenera-

tion. 

OfficeNet – mehr als nur Technik: Konzept-

software bringt Funktions- und Innovati-

onssicherheit.

Fazit
Wissensmanagement ist eine Schlüssel-

strategie für die Gestaltung der Verwal-

tung der Zukunft. Es durchzieht und be-

einflusst u. a. die Gestaltungsbereiche 

Organisation, Personal und Technologie. 

Die Verwaltung der Zukunft ist kein ab-

straktes Zukunftskonzept, sondern eine 

Projektion der Wirkung gegenwärtiger, 

organisator ischer und personalwirt-

schaftlicher Managemententscheidun-

gen in die Zukunft.

Der Gestaltungswille und die Innovati-

onsfähigkeit zur Entwicklung einer wis-

sensorientierten befähigenden Arbeits-

kultur und Konzeptsof tware werden 

entscheidend sein, ob die Verwaltung 

zukünftig flexible, mobile Arbeitsplätze 

mit chancengleichen Kompetenz- und 

Expertenkarrieren anbieten kann.

Nur dadurch wird die Verwaltung die 

Beschäftigten beflügeln, diese länger 

halten und neue kluge Köpfe gewinnen 

können – und die Erosion von Wissen 

und Erfahrung aufhalten können.
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Systematische Einführung von 
Wissensmanagement
Von Dipl.-Kfm. Sven Wuscher, Leiter Competence Center Wissensmanagement am Fraunhofer IPK Berlin

Der Erfolg von Unternehmen hängt maßgeblich von den nicht greifbaren Produktionsfaktoren wie Wissen ab. Es gilt diesen 
Erfolgsfaktor „Wissen“ systematisch zu managen und gewinnbringend für die Organisation zu entwickeln. Ein systematisches 
und ganzheitliches Wissensmanagement, wie es am Competence Center Wissensmanagement (CCWM) in Berlin entwickelt 
wurde, ist daher ein wichtiger Baustein, um den Erfolg von Unternehmen in Zukunft sicher zu stellen.

Der Wissensmanagement-Einfüh-
rungsprozess
Im Gegensatz zu rein informationstech-

nischen Lösungen hat das CCWM am 

Fraunhofer Institut für Produktionsan-

lagen und Konstruktionstechnik (IPK) 

in Berlin einen ganzheitlichen Wissens-

management-Ansatz entwickelt, der 

Unternehmen hilf t strategische Ge-

schäftsziele durch ein systematisches 

Wissensmanagement (WM) zu erreichen. 

Der Ansatz besteht aus vier wesentli-

chen Schritten, in denen Werkzeuge zur 

praktischen Umsetzung bereitgestellt 

werden (siehe Abbildung unten).

Schritt 1: Initialisierung von Wissens-
management

Zu Beginn ist Wissensmanagement meist 

ein Projekt, bei dem die folgenden Punk-

te zu klären sind:

WM-Ziele festlegen: Es muss festgelegt 

werden, welches Ziel das WM-Projekt 

verfolgen soll. Eine klare Zielstellung 

sowie ein zeitlich und organisationaler 

Rahmen sind für die erfolgreiche Durch-

führung wichtig. Eine Auf trags- und 

Zielklärung mit der Geschäftsführung ist 

daher unabdingbar. Eine Grundlage für 

eine erste Einschätzung von WM-Zielen 

zu erhalten, bieten zwei zehnminütige 

Selbstdiagnose-Tests:

•	 WM-Fitness-Check: Der WM-Fit-

ness-Check, ein elektronischer Fra-

gebogen, sensibilisiert für wichti-

ge Aspekte und Fragestellungen 

bezüglich der Einführung von Wis-

sensmanagement und hilft den Fo-

kus des WM-Projekts zu schärfen.

•	 Wissensbilanz-Schnelltest: Der 

Wissensbilanz-Schnelltest liefert 

erste Anhaltspunkte über Verbes-

serungspotenziale in den Bereichen 

Human-, Struktur- und Beziehungs-

kapital.

WM-Team festlegen: Im Team sollten 

sowohl fachliche Experten, Führungs-

kräfte bzw. kompetente Vertreter aus 

dem Management als auch Personen mit 

einem gewissen Einfluss im Unter-
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Den Mitarbeitenden muss mit überzeugenden Argumenten der 

Nutzen von Wissensmanagement deutlich gemacht werden

nehmen vertreten sein. Am wichtigsten 

ist allerdings, einen Projektleiter zu fin-

den. Er sollte der Geschäftsführung nahe 

stehen und als Ansprechpartner für die 

Mitarbeiter fungieren. 

Geschäftsbereich für WM-Projekt festle-

gen: Durch die Auswahl eines oder meh-

rerer Geschäftsbereiche wird ein konkre-

ter Schwerpunkt für die Einführung von 

WM gesetzt. So können die operativen 

Abläufe in diesem speziellen Feld genau 

betrachtet werden. Zudem kann hier 

zunächst im kleineren Rahmen getestet 

werden, um dann später die ganze Orga-

nisation zu betrachten. 

Ziele und Nutzen kommunizieren: Die 

Gestaltung der internen Kommunikation 

trägt maßgeblich zum Gesamterfolg des 

WM-Projektes bei. Um die angestrebten 

Veränderungen erfolgreich und lang-

fristig einzuführen, sollte das Projekt 

den Mitarbeitern im Unternehmen nicht 

einfach nur vorgestellt, sondern mit 

überzeugenden Argumenten der Nutzen 

für jeden einzelnen Mitarbeiter heraus-

gestellt werden. Ziel ist es, die für die 

Veränderungen notwendige Offenheit 

zu erzeugen, Vertrauen aufzubauen und 

die unterschiedlichen Erwartungen auf-

einander abzustimmen. 

Schritt 2: Analyse durchführen
In der Analyse werden mögliche Ursa-

chen für die bisher igen Probleme im 

Umgang mit Wissen erör ter t, Hand-

lungsfelder konkretisiert, Lösungside-

en entwickelt und mit guten Beispielen 

hinterlegt. Zur Durchführung einer 

strukturierten Analyse eignen sich ver-

schiedene Vorgehensweisen von de-

nen die folgenden besonders hervorzu-

heben sind:

•	 WM-Audit (siehe Abbildung rechts): 

Das Wissensmanagement-Audit 

ist eine onlinebasierte Mitarbei-

terbefragung. Zu den inhaltlichen 

Schwerpunk ten, den „Wissens-

feldern“ (z. B. Fachwissen, Kun-

denwissen etc.), den „Kernaktivi-

täten von Wissensmanagement “ 

( W issen er zeugen, spe icher n, 

verteilen und anwenden) und den 

„Gestaltungsfeldern von Wissens-

management “ (Technik, Organi-

sat ion und Mensch) werden 
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Handlungspotenziale identifiziert. 

Auf dieser Basis können Lösungen 

zur Umsetzung von Handlungsbe-

darfen abgeleitet und angestoßen 

werden.

•	 GPO-WM® Analyse: Die geschäfts-

prozessor ient ier te Wissensma-

nagement Analyse (GPO-WM®) zielt 

darauf ab, Stärken und Schwächen 

im Umgang mit Wissen im betrach-

teten Prozess zu erfassen (siehe 

Abbildung oben). Stärken („Best 

Practices“) können als Standard 

beibehalten und verbreitet, Schwä-

chen mithilfe eines GPO-WM® Lö-

sungsmoduls verbessert werden. 

Die GPO-WM® Analyse wird mittels 

eines eintägigen Workshops durch-

gef ühr t . Das Management des 

Unternehmens bestimmt und be-

schreibt zunächst einen Geschäfts- 

oder Teilprozess. Al s Nächstes 

werden die erfolgskritischen Wis-

sensdomänen, z.B. Wissen über 

Kunden oder Wissen über Produkte 

festgelegt. Anschließend bewertet 

das Projektteam die vier Kernak-

tivitäten (Wissen erzeugen, spei-

chern, verteilen und anwenden) 

in jeder Wissensdomäne auf Basis 

des Ampelprinzips. Abschließend 

können aus der GPO-WM® Analyse 

Prioritäten gesetzt, Maßnahmen 

abgeleitet und ein Zeitplan zur Um-

setzung festgelegt werden. 

•	 Wissensbilanz – Made in Germany: 

Ausgehend von der Vision, Stra-

teg ie und Geschäf t sprozessen 

der Organisation wird in zwei bis 

drei Workshops das intellektuelle 

Kapital erfasst und systematisch 

bewertet (siehe Abbildung unten). 

Die Wissensbilanz versetzt Unter-

nehmen somit nicht nur in die Lage 

interne Verbesserungspotenziale 

im Umgang mit Wissen aufzude-

cken, sondern sie dient gleichzeitig 

auch dazu dieses spezielle Know-

how gegenüber wichtigen Stake-

holdern wie Kunden und Partnern 

überzeugend zu kommunizieren. 

Ein Leitfaden zur Erstellung einer 

Wissensbilanz und die Sof tware 

„Wissensbilanz-Toolbox“ unter-

stützen den gesamten Prozess. 

Schritt 3: Umsetzung von Wissensma-
nagement Lösungen
Die größten Herausforderungen des Wis-

sensmanagements bestehen nun in der 

Auswahl der richtigen WM-Lösung und 

der nachhaltigen Verankerung der aus 

den Analysen abgeleiteten Maßnahmen 

durch einen systematischen Verände-

rungsprozess (Change-Management). 

Daher wurden die gängigsten WM-Lö-

sungen zusammengefasst:

•	 WM - L ö s un g sb ox :  D ie  WM - L ö -

sungsbox ist ein Methodenbau-

kasten mit über 50 verschiede-

nen WM-Lösungen, die KMU frei 

zugängl ich s ind (s iehe A bbil-

dung auf der nächsten Seite).  

Je nach Analysear t können 
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mit Hilfe verschiedener Suchfilter 

konkrete Lösungsvorschläge inklu-

sive Vorgehensbeschreibungen und 

Best-Practices ausgegeben werden. 

Ganz gleich, welche WM-Lösung 

ausgewählt wird: Die Mitarbeiter 

sind stets in den Mittelpunkt für 

eine erfolgreiche Umsetzung von 

WM-Maßnahmen zu stellen. Dazu 

sollten sich die WM-Maßnahmen bei 

der Umsetzung an dem täglichen 

Arbeitskontext ausrichten, auf die 

persönlichen Bedürfnisse und Bar-

rieren der Mitarbeiter eingehen und 

den Nutzen der Veränderung stets 

hervorheben. Daher sind neben der 

Umsetzung der WM-Lösung immer 

auch ein Kommunikationsplan so-

wie ein bewusstes Steuern des Ver-

änderungsprozesses zu betreiben. 

Schritt 4: Bewertung durchführen
Wenn ein Projekt endet, sollte eine sorg-

fält ige Auswertung erfolgen, um für 

zukünftige Projekte zu lernen. Mit der 

Methode Projektdebrief ing kann bei-

spielsweise erörtert werden, wie gut das 

Projekt gelaufen ist, was die Gründe für 

Probleme waren und was man in Zukunft 

besser machen könnte. Erfahrungen aus 

einem Projekt zu dokumentieren und 

anderen Mitarbeitern verfügbar zu ma-

chen, kann in Zukunft helfen, Fehler zu 

vermeiden.

Fazit
Wissensmanagement erfolgreich ein-

zuführen, ist einfach, kann schnell und 

systematisch erfolgen und wird mit ver-

schiedenen Tools und Methoden unter-

stützt, die das Competence Center Wis-

sensmanagement (CCWM) am Fraunhofer 

IPK in Berlin entwickelt hat.

Für den Erfolg zur Einführung von Wis-

sensmanagement sind vor allem die Ziel-

stellung und die Auswahl der beteiligten 

Personen entscheidend. Promotoren für 

Veränderungen zu gewinnen ist genauso 

wichtig, wie kritische Stimmen und Bar-

rieren in den Köpfen von Mitarbeitern zu 

beachten. Denn Veränderungen können 

nur durch Menschen und im Unterneh-

men eben nur durch die Mitarbeiter re-

alisiert werden.

Bei den Analysemethoden können ver-

schiedene Schwerpunkte gesetzt wer-

den. Mit einem WM-Audit können alle 

Mitarbeiter einbezogen werden, mit 

einer GPO-WM® Analyse werden einzelne 

Prozesse näher betrachtet und mit einer 

Wissensbilanz wird das Intellektuelle 

Kapital in Bezug auf die Geschäftsstra-

tegie bewertet. In allen Analysever-

fahren result ieren Handlungsfelder, 

die es zu entwickeln gilt. Verschiedene 

Lösungen werden in der WM-Lösungsbox 

zusammengefasst und können unter Be-

rücksichtigung des Faktors „Mensch“ 

erfolgreich umgesetzt werden.

Zu Beginn wird Wissensmanagement als 

ein einzelnes Projekt gestartet. Aller-

dings sollte das Projekt als ein konti-

nuierlicher Prozess verstanden werden, 

in dem Analyse, Umsetzung und Bewer-

tung von WM-Aktivitäten kontinuierlich 

wiederholt werden. Wenn Unternehmen 

dieses Verständnis in der Einführung von 

Wissensmanagement erbringen, sind sie 

auf dem richtigen Weg, das Unterneh-

men auch im Bereich der nicht greifba-

ren Produktionsfaktoren zukunftsorien-

tiert aufzustellen.
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Wissensmanagement und Suche 
in der Berliner Verwaltung
Von Michael Meder, DAI-Labor der TU Berlin

PIA Enterprise ist eine Suchmaschine und ein Wissensmanagement-System mit dem Ziel die täglichen Arbeiten in Behörden 
und Unternehmen zu unterstützen. Das System ermöglicht einen einheitlichen und schnellen Zugang zu Informationen aus 
verschiedenen Quellen, wie z. B. dem Intranet, Webseiten, Datenbanken, E-Mails und lokalen Dateien, unter Berücksichti-
gung von Zugriffsrechten und dem Schutz der Privatsphäre.

PIA Enterprise ist ein verteiltes System, 

dessen Komponenten unterschiedliche 

Fähigkeiten besitzen. Für die Berliner 

Verwaltung wurden diese Komponen-

ten verwendet um unter anderem eine 

Suchmaschine zu realisieren, bei der mit 

nur einer Suchanfrage alle verfügbaren 

Quellen gleichzeitig durchsucht werden 

und dem Nutzer ein intelligent aggre-

giertes Ergebnis angezeigt wird. 

Die mehrfache Eingabe der Suchanfrage 

in den jeweiligen Applikationen entfällt 

dadurch. Dies vereinfacht und beschleu-

nigt die Suche erheblich. Beispielsweise 

muss man sich als Nutzer keine Gedan-

ken darüber machen, ob die Informa-

tion eventuell auf dem eigenen PC, auf 

einer Webseite oder auf dem Fileserver 

im Intranet liegt. Es entfällt also die 

Entscheidung wo (Desktop-Suche, Out-

look-Suche, Wiki-Suche) man als Nutzer 

die Suchanfrage stellen muss, sprich wo 

die Information verortet sein könnte. 

Durch PIA Enterprise können mit nur 

einer Anfrage alle Quellen gleichzeitig 

durchsucht werden.

Seit Anfang 2014 wird PIA Enterprise als 

Landesweite Suchmaschine in der Ber-

liner Verwaltung eingesetzt. Eine vor-

her eingesetzte Google Search Applian-

ce wurde durch PIA Enterprise ersetzt. 

Im Folgenden geben wir Ihnen einen 

kleinen Einblick bzw. Überblick über die 

Notwendigkeit und die Vorteile für den 

Einsatz des Systems in der Berliner Ver-

waltung.

Infrastruktur der Berliner Verwal-
tung
Die Verteilung der Daten im Rechner-

netz der Berlin Veraltung muss man sich 

als ein großes zentrales Intranet (nicht 

öf fentliches Rechnernetz) und vielen 

weiteren hausinternen Intranets vor-

stellen. Auf das zentrale Intranet (Zen-

tralnetz) kann von allen Beschäftigten 

der Berliner Verwaltung zugegr if fen 

werden. Auf die hausinternen Intranets 

(Hausnetz) hingegen kann man nur als 

Beschäf t igter des jeweiligen Hauses 

zugreifen. Ein Hausnetz kann z. B. das 

Netz eines Bezirks, einer Senatsverwal-

tung oder auch einer einzelnen Abtei-

lung sein. Darüber hinaus gibt es dann 

noch sehr v iele Arbeitsplatzrechner, 

welche wir in dieser Betrachtung auch 

als einzelne Netze betrachten.

Datenhoheit im eigenen Netz
Alle oben beschriebenen Netze enthal-

ten Informationen – sehr viele Informa-

tionen. Wichtig ist, dass die jeweiligen 

Besitzer der Netze die volle Datenho-

heit behalten, d. h. Herr ihrer eigenen 

Daten bleiben. Dazu gehört auch die 

Anforderung, dass Informationen aus 

unterschiedlichen Netzen nicht 
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Die Berliner Verwaltung besteht aus vielen 

Rechnernetzen mit getrennten Daten

miteinander gespeichert oder verknüpft 

werden sollen (siehe Abbildung oben).

Verteiltes Wissensmanagement 
und Suche
In dem Projekt PIA Enterpr ise – Per-

sönlicher Informat ionsassistent für 

Behörden und Unternehmen – wurden 

Komponenten (IRML Services +JIAC) 

entwickelt, die es ermöglichen, unter 

Berücksichtung der Datenhoheit und 

bestehender Zugriffsrechte, ein System 

zum Wissensmanagement und zur Suche 

in einer verteilten Infrastruktur zu eta-

blieren. Dabei werden die Komponenten 

in den einzelnen Netzen installiert und 

voneinander unabhängige Indizes er-

stellt. D. h. es wird hierbei kein zentra-

ler Index der alle Daten der Netze (also 

z. B. der einzelnen Behörden) umfasst 

erstellt. Damit bleibt die individuelle 

Datenhoheit erhalten. Die Daten wer-

den nicht miteinander verbunden und 

es muss kein Zugriff für einen zentralen 

Service gewährt werden (siehe S. 18).

Sicherheit spielt wichtige Rolle
Die Sicherheit bei der Suche ist durch die 

bereits bestehenden Sicherheitsarchi-

tekturen aus Firewall, Datei-Rechtema-

nagement und dem Rechtemanagement 

der jeweiligen Systeme (Wik i, DMS) 

gewährleistet. An der bestehenden Fi-

rewall müssen für PIA Enterprise keine 

zusätzlichen Zugänge geöffnet werden. 

Vielmehr wird die Firewall teil des Sys-

tems, da Anfragen an PIA Enterpr ise 

Komponenten in einem fremden Netz, 

auf das der jeweilige Nutzer keinen Zu-

grif f hat, durch die Firewall geblockt 

werden. Gleichzeitig ist es möglich, die 

für den Nutzer durchsuchbaren Netze 

einfach über die Firewall-Einstellungen 

zu erweitern oder zu verringern.

Die PIA-Enterprise-Komponenten ad-

aptieren sich an das bestehende Rech-

temanagement. Man kann sich mit sei-

nem Benutzerkonto des Arbeitsplatzes 

(LDAP, AD) anmelden. Es werden dann 

bei einem Fileserver die für Dateien und 

Ordner hinterlegten Zugangsrechte be-

rücksichtigt und immer nur Links und 

Meta-Daten zu Informationen ange-

zeigt, zu denen der Nutzer auch Zugang 

hat. Das heißt, wenn der Nutzer ein Er-

gebnis angezeigt bekommt, kann er es 

durch einen Klick darauf auch öffnen. 

Er bekommt als nur Informationen an-

gezeigt, für die er mindestens ein Lese-

recht besitzt.

Intelligente Aggregation und Di-
versität
Da es sich bei den Informationen in den 

einzelnen Netzen um beliebige Arten 

und Typen von Daten handeln kann, ist 

die Aggregation dieser, neben der ver-

teilten Architektur, die größte Heraus-

forderung in diesem Projekt. Mit PIA 

Enterprise können beliebig viele Quel-

len durchsuchbar gemacht werden. Diese 

Quellen können die unterschiedlichsten 

Datei-Typen und -Formate enthalten. Als 

Quelle kann z. B. eine interne oder ex-

terne Webseite hinzugefügt werden 
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Die PIA-Komponenten (IRML Services) sorgen 

dafür, dass die Datenhoheit erhalten bleibt

In der PIA-Administrationsoberfläche können 

u. a. neue Quellen hinzugefügt werden

oder speziell strukturierte Web-Dienste, 

wie z. B. interne Wiki-Seiten oder Doku-

mentenmanagementsysteme. Gleichzei-

tig können Dateiordner auf dem Fileser-

ver oder dem lokalen Desktop-Rechner 

als Quellen eingebunden werden (siehe 

Abbildung auf der folgenden Seite).

Web Interface
Das Web Interface – sprich die Websei-

te, der mit PIA Enterprise umgesetzten 

Suchmaschine – ist der Ort, an dem alle 

Informationen aggregiert werden. Die 

Webseite kennt alle installierten PIA 

Enterprise Komponenten und versucht 

diese vom Rechner des Nutzers aus zu 

erreichen. Die Webseite wird als Web 

Client von einem zentralen Server aus-

geliefert. Sie enthält damit keine Infor-

mationen selbst, sondern nur die Logik 

mit der sie die Informationen von 
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Ablauf einer Suchanfrage. Die Netz- 

zugänge werden durch Firewalls geschützt

den, für den jeweiligen Nutzer erreich-

baren, Komponenten abrufen kann. Da-

mit werden auch in der Webseite nur die 

Informationen zusammengeführt, auf 

die der Nutzer Zugriff hat.

Administration
Zur Administrat ion der ver fügbaren 

Quellen gibt es ebenfalls eine entspre-

chende Komponente, mit der alle Quel-

len aktiviert bzw. deaktiviert werden 

können. Außerdem können zur Laufzeit 

neue Quellen hinzugefügt werden und 

durchsuchbar gemacht werden. Die Kom-

ponente stellt dazu eine entsprechende 

Benutzeroberfläche bereit (siehe Abbil-

dung unten auf der vorherigen Seite).

Ausblick
Eine personalisierte Suche, die ständige 

Versorgung mit aktuellen und relevan-

ten Informationen aus verschiedenen 

Quellen, wie auch die Möglichkeit, Wis-

sen zu konservieren und zu teilen, sind 

die Ziele von PIA Enterprise. Die Inte-

gration neuer Quellen und Formate ist 

ein Bestandteil der weiteren Arbeiten, 

wie auch die fortlaufende Evaluation 

und Verbesserung der angewandten 

Algorithmen und Verfahren. Dazu wird 

das Feedback der 50.000 Nutzer der 

Berliner Verwaltung regelmäßig aus-

gewertet und f ließt in diese Verbes-

serungen ein. Für die folgenden Jahre 

liegen die Forschungsschwerpunkte auf 

der Erforschung neuer Algorithmen zur 

Aggregation externer Quellen aus un-

kooperativen Umgebungen, sowie der 

Einbindung von implizitem und explizi-

tem User-Feedback zur Erweiterung des 

personalisierten Wissensmanagements. 

Dabei liegt ein Schwerpunkt auf der Un-

tersuchung, inwieweit Möglichkeiten zur 

Verbesserung der Benutzerbeteiligung 

durch Gamification (Spielifizierung) ge-

nutzt werden können.

Web Interface von PIA Enterprise im Farb-

schema des Landes Berlin
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Beschäftigtenportal dient dem 
Wissensmanagement
Von Ralf Meyer und Anne Steinicke, Senatsverwaltung für Finanzen, Berlin

Die Kommunikation unserer Gesellschaft hat sich in den letzten Jahren stark verändert. Das liegt vor allem an einer wach-
senden Digitalisierung. Während sich die Menschen noch vor einigen Jahren in einem Gespräch von Angesicht zu Angesicht 
ausgetauscht haben, treten sie heute vermehrt über die verschiedenen sozialen Medien, wie WhatsApp, Twitter, Facebook & 
Co. in Kontakt. So kritisch man diese Art der Kommunikation im privaten Umfeld auch sehen mag, sie ist aus dem Alltagsle-
ben vieler Menschen nicht mehr wegzudenken.

Was im privaten Umfeld mittlerweile 

zur Normalität wurde, bekommt auch 

im beruflichen Kontext eine immer grö-

ßere Bedeutung. Das hat verschiedene 

Ursachen. Hier sei nur beispielhaft die 

vermehrte Projektarbeit, der demogra-

fische Wandel und der damit verbundene 

Wissens- und Erfahrungsverlust, die er-

forderliche Steigerung der Attraktivität 

als Arbeitgeber und nicht zuletzt der 

erwähnte Wandel der Kommunikation 

genannt.  Der nicht abwendbare Wandel 

sollte als Chance zur positiven Verände-

rung der Verwaltungskultur betrachtet 

werden. 

Zur Bewältigung dieser Herausforde-

rungen hat die Senatsverwaltung für 

Finanzen in den letzten zwei Jahren 

verschiedene Maßnahmenpakete er-

arbeitet. Die Implementierung einer 

webbasierten Informations- und Kom-

munikat ionsplattform bildete dabei 

ein wesentliches Element zum Infor-

mations- und Wissensmanagement. Mit 

der Einführung einer personif izierten 

Portalsoftware auf Basis der Software 

„Intrexx Professional“ der Firma United 

Planet aus Freiburg war gleichzeitig die 

Einführung der dazugehörigen Applika-

tion „Intrexx Share“ verbunden, einer 

Kommunikationsplattform, die von „Fa-

cebook“ bekannte Funktionalitäten in 

die Behörde brachte.

Wie kam es zu dieser innovativen 
Entscheidung?
Ziel war es, den behördeninternen In-

formations- und Kommunikationsfluss 

transparenter zu gestalten. Es sollte 

eine Plattform geschaffen werden, über 

die nicht nur Informationen abgerufen 

werden können, sondern auch ein kol-

laborativer Austausch von Wissen und 

Erfahrungen stattfinden kann. Ein wei-

teres wesentliches Ziel als zertifizierter 

familienfreundlicher Arbeitgeber war 

es, den Beschäftigten eine Möglichkeit 

zu bieten, bei längerer Abwesenheit wie 

Krankheit oder Erziehungsurlaub, von zu 

Hause aus an der dienstlichen Kommuni-

kation weiterhin teilnehmen zu können. 

Diese genannten Ziele sollen auch eine 

Stärkung und Optimierung der Medien-

kompetenz aller Mitarbeiter bei SenFin 

mit sich bringen, was mit einer Verän-

derung einer Verwaltungskultur einher-

geht.

Wie war das konkrete Vorgehen 
zur Einführung der Portalsoft-
ware?
Fünf wesentliche Schritte wurden durch-

geführt:

1.	 Gründung einer übergreifenden Ar-

beitsgruppe zum Wissensmanage-

ment (WM) 

2.	 Durchführung einer Bestandsauf-

nahme
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3.	 Erarbeitung von Vorschlägen zur 

Verbesserung des WM, wie Schaf-

fung einer Portallösung

4.	 Testbetrieb mit 50 „Usern“, Auf-

nahme von Bedürfnissen und Anre-

gungen zur Ausgestaltung

5.	 Beginn Probe-/Echtbetr ieb mit 

täglichen Einführungsveranstal-

tungen

Der Weg zum ersten Testbetrieb im Au-

gust 2013 war nicht frei von Hürden und 

Schwierigkeiten. IT-Verantwortliche, 

IT-Abteilung, Führungskräfte und nicht 

zuletzt auch die Gremien waren von der 

Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit eines 

neuen IT-Verfahrens zu überzeugen. 

Insgesamt kann bei der Senatsverwal-

tung jedoch von einem zügigen, ent-

schlossenen und gemeinsamen Handeln 

gesprochen werden. Die größte Bedeu-

tung haben bei einer Portaleinführung 

die zukünftigen Nutzer der gewählten 

Lösung, ohne ihre Akzeptanz und ihr 

Engagement ist jede Innovation zum 

Scheitern verurteilt.

Zu Beginn stehen v iele Beschäf t ig-

te anstehenden Veränderungen eher 

ängstlich bis skeptisch gegenüber. Dies 

resultiert sicherlich zum einen oft aus-

negativen Erfahrungen in Veränderungs-

prozessen, die in der Vergangenheit ge-

sammelt wurden. Veränderungen waren 

oft mit Personalabbau und Verschlech-

terungen der Rahmenbedingungen ver-

bunden. Zum anderen liegt es grund-

sätzlich in der Natur vieler Menschen, 

gewohnte Abläufe und ein vertrautes 

(Arbeits-)Umfeld zu bevorzugen.

Als Faustregel lässt sich feststellen, 

dass rund zehn Prozent der Beschäf-

tigten innovationsfreudig sind. Siebzig 

Prozent betrachten Veränderungen eher 

neutral, zurückhaltend oder auch skep-

tisch. Die verbleibenden zwanzig Pro-

zent stehen neuen Dingen ablehnend 

gegenüber. Diese Ablehnung hat die un-

terschiedlichsten Ursachen, beginnend 

bei der Angst vor Arbeitsplatzverlust bis 

zur Überforderung durch neue Abläu-

fe oder Systeme. Daher reicht es nicht, 

eine Lösung „im stillen Kämmerlein“ 

aufzubauen und bereit zu stellen. Selbst 

die beste Lösung scheitert bei fehlender 

Akzeptanz.

Seit November 2013 befindet sich die In-

formations- und Kommunikationsplatt-

form, das Beschäftigtenportal „SenFin 

intern“, im Echtbetrieb. Rund 600 Be-

schäftigte haben seit diesem Zeitpunkt 

ihren persönlichen Zugang erhalten.

Welche Veränderungen haben 
sich nach der Einführung der Por-
talsoftware ergeben?
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Es gibt eine persona-

lis ier te St ar t seite im 

neuen, SenF in-inter-

nen Intranet, welche 

al le Neuigkeiten und 

Veränderungen zentral 

bereitstellt, ohne dass 

man gezwungen wäre, 

durch alle Menüpunkte 

„durchklicken“ zu müs-

sen. Dazu gehört auch 

e ine Integr at ion des 

Mailsystems MS Outlook 

über einen Konnektor, 

so dass eine E-Mail-Vor-

schau wie auch eine di-

rekte Bearbeitung aus 

dem Por tal heraus er-

möglicht wird.

Im Gegensatz zur vorherigen „Zentral-

redaktion“ im alten CMS-basierten In-

tranet ist jetzt jeder Beschäftigte zum 

potentiellen Redakteur geworden und 

kann sich unter seinem Namen akt iv 

durch Fachbeiträge oder Kommentare 

beteiligen. Beschäf t igte arbeiten in 

virtuellen Gruppen gemeinsam an ei-

nem Projekt oder Thema und können 

die Zeit effektiv nutzen ohne erst einen 

Sitzungsraum zu buchen und sich dann 

persönlich zusammen zu finden.

Wichtige zentrale Informationen wie 

die Telefonliste und die Dokumenten-

sammlung sind durch Kopplung an das 

Active Directory bzw. durch die Vielzahl 

der Redakteure wesentlich schneller auf 

dem aktuellsten Stand als in der Vergan-

genheit. Durch Volltextsuchen wird das 

Auffinden von relevanten Informationen 

bedeutend vereinfacht.

Ein erster elektronischer Prozess konn-

te für hausinterne Seminare und Fort-

bildungen implementiert werden. Ein 

„Klick“ genügt, und die Anmeldung zu 

einer angebotenen Veranstaltung ist 

erfolgt, die Teilnahme wird per E-Mail 

automatisch bestätigt. Für den orga-

nisierenden Fachbereich der jeweiligen 

Veranstaltungen hat sich der organisa-

torische Aufwand durch weniger E-Mails 

und Telefonate und durch die automa-

tische Erstellung von Teilnehmerlisten 

und Zertifikaten wesentlich verringert.

Als besonders weitreichend sind die 

Veränderungen durch „Intrexx Share“ 

zu bewerten. Mit dieser behördeninter-

nen Kommunikationsplattform entsteht 

eine individuelle, horizontale Vernet-

zung über Abteilungen hinweg. Virtuel-

le Gruppenräume sind ein wesentlicher 

Bestandteil. So wird themenspezifische 

Kommunikation wie z. B. in Projekt- und 

Arbeitsgruppen, in chronologischer Rei-

henfolge allen Gruppenmitgliedern be-

reitgestellt. Je nach Öffnung der Gruppe 

können andere Beschäftigte mit Kom-

mentaren aber auch mit Dokumenten zur 

Wissensdokumentation und -verteilung 

beitragen. Nach der bisherigen Nutzer-

statistik erfolgen rund vierzig Prozent 

der Seitenzugriffe im „behördeninter-

nen Facebook“.

Der aufgezeigte Projektverlauf ist kei-

ne Zeitschiene, die mit Aufnahme des 

Echtbetriebs endet. So wie ein Portal 

stetigen Veränderungen und Weiterent-

wicklungen unterliegt, so sind auch die 

Nutzer immer wieder einzubinden und 

mit auf den Weg zu nehmen.

Als zertif izierter familienfreundlicher 

Arbeitgeber war es weiterhin von Bedeu-

tung, Beschäftigten einen Zugang in das 

Portal zu ermöglichen, auch wenn sie 

sich aufgrund der Lebensumstände nicht 

am Arbeitsplatz befinden. Hieraus ent-

stand eine Lösung unter Einbindung des 

Personalausweises und seiner eID-Funk-

tion. An der Realisierung haben das ITDZ 

Berlin, BerlinOnline, das Technische Fi-

nanzamt und die Firma Moysis&Partner 

aktiv mitgewirkt.

Intranet goes Internet
Der Zugang über das Internet auf das Be-

schäftigtenportal SenFin ist ein Dienst, 

mit dem die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter der SenFin an der internen Infor-

mation und Kommunikation auch von zu 

Hause teilnehmen können.

Der Nutzer erhält Zugang zum Beschäf-

tigtenportal über das Internet und den 

darin angebotenen Diensten, wenn 

Startseite des neuen Beschäftigtenportals 

der Senatsverwaltung für Finanzen
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die Prüfung der Zugangsberechtigung 

er folgreich war und er mit Hilfe der 

eID-Funktion des neuen Personalaus-

weises authentifiziert ist, keine Sperre 

des Zugangs vorliegt und er sein indivi-

duelles Passwort übermittelt hat. Nach 

erfolgreicher Prüfung der Zugangsdaten 

kann der Nutzer die ihm angebotenen 

eID-Service des ITDZ Berlin

Die eID-Funktion des „Neuen Per-

sonalausweises“ (nPA) ist geeignet, 

die Sichtprüfung des Ausweises zu 

ersetzen. So kann die Identität ei-

ner Person digital geprüft werden. 

Diese sichere Authentif izierung 

macht es möglich, den Zugriff auf 

geschützte Systeme abzusichern, 

indem nur bekannte und befugte 

Personen zugelassen werden.

Zur Nutzung der eID-Funktion ist 

ein eID-Ser v ice nöt ig, der den 

Ausweis ausliest und die Daten 

liefert. Dieser Service muss natür-

lich vorher genau prüfen, wer die-

se Daten auslesen will und welche 

Daten für den jeweiligen Zweck 

bereitgestellt werden dürfen. Ein 

solcher Dienst wird bereits vom ITDZ 

Berlin betr ieben. Der eID-Ser v ice 

kommt auch beim Beschäftigtenpor-

tal der Senatsverwaltung für Finan-

zen zum Einsatz.

Die Dienststellen des Landes Berlin, 

welche die eID-Funktion nutzen wol-

len, können mit Hilfe des ITDZ Berlin 

ein sogenanntes Berecht igungs-

zertif ikat beantragen, welches zum 

Auslesen ausgewählter Daten des 

Ausweises berechtigt. Der eigentli-

che Prozess des Auslesens wird dann 

vom eID-Dienst durchgeführt und die 

Daten werden der Anwendung zur Ver-

fügung gestellt.

Von Rüdiger Sniehotta, ITDZ Berlin

Dienste des Beschäftigtenportals Sen-

Fin verwenden. Die Anmeldung mit dem 

neuen Personalausweis (nPA) bietet die 

zurzeit am Markt höchste verfügbare 

Sicherheit für einen IT-gestützten Au-

thentif izierungsprozess. Vor der Nut-

zung muss sich der Teilnehmer durch die 

Freischaltung seines Benutzerkontos 

als „eID-Ready“ im Beschäftigtenportal 

autorisieren. Hierbei ist zur eindeutigen 

Identifizierung im Anmeldeprozess das 

Geburtsdatum anzugeben. Grundlage für 

die Nutzung der eID-Authentifizierung 

ist zum einen die Nutzung eines Karten-

lesegeräts sowie die Software „Ausweis

App2“ der Firma Governikus, die derzeit 

für die Betriebssysteme Windows 7 und 

8 sowie Mac OS X zur Verfügung steht. 

Die „AusweisApp2“ ist eine Software, 

die auf dem Computer installiert wird, 

um sich mit dem Personalausweis online 

auszuweisen. Die „AusweisApp2“ benö-

tigt bei der Installation keine zusätzli-

chen Browser-Plug-Ins oder Add-Ons, 

sie funktioniert browserunabhängig. Für 

die Anwendung wird noch ein zusätzli-

ches Kartenlesegerät benötigt. Die Da-

tenübertragung ist nur nach Eingabe der 

dazugehörigen PIN möglich.

Gibt es nächste Ideen?
Weitere Prozesse sollen in das Portal 

integr iert werden, dazu gehören in-

terne Genehmigungsverfahren wie Ur-

laubs- und Fortbildungsanträge sowie 

die Ressourcenverwaltung. Ein wichti-

ger Erfolg sind Rückmeldungen aus den 

Fachbereichen, die eine Integration von 

Fachverfahren und alten Datenbank-„In-

sellösungen“ anregen beziehungsweise 

aktiv einfordern. So ist es denkbar, dass 

sich der individuelle Bereich der persön-

lichen Profile zu einer Kompetenzdaten-

bank für die Personalentwicklung des 

Hauses weiterentwickelt.

Die Einführung einer personif izierten 

Informations- und Kommunikations-

plattform liest sich hier in der Kürze der 

Darstellung vielleicht als „Kinderspiel“. 

Aus technischer Sicht mag das vielleicht 

auch so sein. Die Einführung hält jedoch 

große Herausforderungen an das Akzep-

tanzmanagement und die IT-Sicherheit 

bereit, denen man möglichst frühzeitig 

aktiv begegnen sollte.

Mit dem nPA können die Beschäftigten von zu 

Hause auf das Beschäftigtenportal zugreifen
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Mecklenburg-Vorpommern: 
Wissensmanagement als Chance
Von Thomas Weber, DVZ Datenverarbeitungszentrum Mecklenburg-Vorpommern GmbH

Der demografische Wandel und die wachsenden Ansprüche der Bürgerinnen und Bürger an die Verwaltung zwingen die Ämter 
und Behörden zunehmend, neue Wege zu gehen. Zum einen um die Effizienz des Verwaltungshandelns zu steigern, zum an-
deren aber auch um die Qualität ihrer Produkte und Dienstleistungen zu erhöhen. Die heutzutage bereits selbstverständliche 
Kommunikation der Menschen über digitale Medien setzt sich auch hinter Rathaus- und Ministeriumstüren fort.

Vernetztes Arbeiten und prozessuales 

Denken stehen dem aktuellen Denken 

und Handeln in Hierarchien diamet-

ral gegenüber. Die notwendige Ver-

waltungsmodernisierung muss dieses 

Spannungsfeld auflösen und umsetz-

bare Antworten liefern. Wissen ist zu 

digitalisieren, zu verteilen, in der Qua-

lität zu sichern und eff izient abrufbar 

zu gestalten. Hierbei kann und muss die 

IT die öffentliche Verwaltung wirksam 

unterstützen. Verwaltungswissen und 

individuelles Wissen dürfen nicht mehr 

verloren gehen, wenn Mitarbeiter die 

Verwaltung verlassen. 

Wissen teilen und Experten ent-
lasten
Wissens- und Kompetenzträger zu be-

wegen, ihr Wissen zu teilen, ist häufig 

schwierig und konfliktreich, weil es oft 

unbewusst verwendet wird, aber auch 

weil mit der Preisgabe von Wissen Pres-

tige- und Machtverlust befürchtet wer-

den.

Die Umwandlung des Wissens in sichtba-

re und damit nachnutzbare Informatio-

nen birgt aber ein enormes Potential für 

die Verwaltung – Wissen in der Verwal-

tung zu halten. Mit der Maßgabe, dieses 

schnell und einfach zu verteilen, kön-

nen die Dienstleistungsqualität für den 

Bürger weiterhin gesichert und gege-

benenfalls Verwaltungskosten gesenkt 

werden.

Dieses Potent ial lässt sich nur über 

einen ganzheitlichen Ansatz heben, 

bei dem betr iebswirtschaf tliche und 

organisator ische Regelungen sow ie 

arbeitspsychologische Aspekte zusam-

menwirken.

Eine moderne Verwaltung integriert die 

Methoden und Werkzeuge des Wissens-

managements, um eine expertenseitige 

Entlastung zu erreichen und die Belas-

tung bei systematischen Transfers und 

bei der Dokumentation von Wissen zu 

minimieren.

Vorhandene Infrastrukturen nut-
zen
Die E-Government-Inf rastruk tur in 

Mecklenburg-Vorpommern liefert mit 

ihren Diensten und Infrastrukturele-

menten bereits gute Voraussetzungen 

zur Implementierung einer „Koopera-

tiven Informationsmanagement-
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Wissen darf nicht verloren gehen, wenn 

Mitarbeitende die Verwaltung verlassen

plattform“ (KIM M-V), mit der sowohl die 

Ziele des Wissensmanagements als auch 

die Ziele des „Föderalen Informations-

managements“ (FIM), einer Anwendung 

des IT-Planungsrates, adäquat unter-

stützt werden.

Die Inhalte der Projekte „Wissensma-

nagement in M-V“ und FIM deckten sich 

in weiten Teilen bereits zu ihrer Lauf-

zeit.

Die Übernahme von Erkenntnissen aus 

F IM erzeugte große Synergien beim 

Aufbau eines nachhaltigen Informati-

onsmanagements in M-V. Um diese zu 

nutzen, orientierte sich der fachliche 

und organisatorische Aufbau der Platt-

form KIM M-V an den Zielen des Projek-

tes FIM und erweitert diese konsequent 

um Aspekte des Wissensmanagements.

Zu den Erkenntnissen aus dem Projekt 

„Wissensmanagement in M-V“ zählt, 

dass gerade auch die Methoden der Wis-

sensbewahrung mit adäquaten IT-Werk-

zeugen unterstützt werden müssen. Die 

Wissensverteilung benötigt vollstän-

dige, konsistente Datensätze, deren 

Verfügbarkeit über technische Syste-

me und organisatorische und fachliche 

Regelungen abgesichert sein muss. So 

benötigen schon heute verschiedene 

E-Government-Anwendungen das Ob-

jekt „Verwaltungsleistung“ als zentrales 

„Verknüpfungsobjekt“, um ihre Angebo-

te inhaltlich zu unterlegen. Das Objekt 

„Verwaltungsleistung“ enthält neben 

den Leistungstexten auch Datenelemen-

te mit steuernder Wirkung, die bereits 

von einigen E-Government-Anwendun-

gen verarbeitet werden. Dies stellt einen 

hohen Anspruch an die Datenintegrität 

und Datenverfügbarkeit.

Hieran muss sich die KIM M-V-Plattform 

messen lassen.

In der Rückschau den Blick nach 
vorne richten
Im Rahmen der gemeinsamen E-Govern-

ment-Initiative Land/kommunale Lan-

desverbände untersuchte das Grundla-

genprojekt „Wissensmanagement M-V“ 

die Abläufe zum Informationsaustausch 

in der öffentlichen Verwaltung und mög-

liche Wissensmanagementansätze. 
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Zeitgleich forderte das Projekt „Telefo-

nischer Bürgerservice und die Einheit-

liche Behördennummer 115 in M-V“ die 

Bereitstellung einer Wissensbasis zu den 

Verwaltungsleistungen, Gebiets- und Or-

ganisationsstrukturen. 

Die Konzeptionierung und Umsetzung 

einer über Land und Kommunen kaska-

dierenden Pflege und Nutzung dieser 

Informationen wurde einer der zwei 

Schwerpunkte im Projekt „Wissensma-

nagement in M-V“. Die Einführung des 

entsprechenden  KIM-Bausteins „Leis-

tungen“ ist in M-V am weitesten voran-

geschritten. Der Baustein implementiert 

das LeiKa-Stammtexte-Management 

und bietet der öffentlichen Verwaltung 

ein zentrales Redaktionswerkzeug zur 

Pflege ihrer Verwaltungsleistungen und 

Zuständigkeiten.

Der zweite Schwerpunkt lag in der Eva-

luierung von Methoden zur Wissensbe-

wahrung. Es wurden wirkungsvolle An-

reiz- und sinnvolle Bewertungssysteme 

für den Einsatz in der öffentlichen Ver-

waltung erarbeitet.

Das Grundlagenprojekt „Wissensma-

nagement in M-V“ endete im August  

2014. Seit dem realisieren mehrere Fol-

geprojekte den weiteren Auf- und Aus-

bau der KIM M-V Plattform.

Das „WiMa Umsetzungsprojekt Stufe 1“ 

treibt die Integration des LeiKa-Stamm-

texte-Managements im Land M-V voran. 

Ferner integriert das Projekt Geodaten 

um Adressdaten und Zuständigkeiten 

geografisch zu referenzieren.

Neben dem Aufbau der Informationsbe-

stände werden mögliche Verknüpfungen 

zwischen Wissens- und Prozessmanage-

ment untersucht und beschrieben. Es 

sollen Wege aufgezeigt werden, wie 

Wissensmanagementakt iv itäten das 

Prozessmanagement unterstützen kann. 

Im Ergebnis wird das Projekt „PzM-In-

frastruktur in M-V“ den KIM-Baustein 

„Prozesse“ in die KIM M-V Plattform in-

tegrieren. Zu diesem Zweck findet eben-

falls ein intensiver Austausch zwischen 

dem Föderalen Informationsmanage-

ment FIM und Wissensmanagement in 

M-V statt.
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Experiment „Sindelfinder“: 
Wissensmanagement mit Social 
Media
Von Christoph Hölzl und Margit Gäng, Stadt Sindelfingen

Das Thema Wissensmanagement spielt für die Stadtverwaltung Sindelfingen zunehmend eine große Rolle. Zum einen, auf-
grund der demografischen Entwicklung: ein beträchtlicher Teil der Mitarbeiter wird in den kommenden Jahren in den Ruhe-
stand verabschiedet – und mit ihnen droht wertvolles Know-How verloren zu gehen. Zum andern, weil die verwaltungsspezi-
fische Spartenorganisation die fachübergreifende Kommunikation – und damit den Wissenstransfer – nicht eben vereinfacht. 
Aus diesem Grund hat die Stadt Sindelfingen das Experiment „Sindelfinder“ gestartet und wertvolle Erfahrungen gesammelt.

Im Sommer 2011 startete die Stadt Sin-

delfingen ein Kooperationsprojekt mit 

der Firma IBM. BA-Studierende der IBM 

sollten gemeinsam mit der Verwaltung 

neue und innovative IT-Themen ausar-

beiten. Das Projekt war Bestandteil des 

BA-Studiums und bot den Studierenden 

die Gelegenheit, praxisnahe Erfahrun-

gen im Umgang mit „Kunden“ zu sam-

meln.

Herausforderung: Demograf ie 
und Spartenorganisation
Der Stadtverwaltung war insbesonde-

re das Thema „Wissensmanagement “ 

wichtig. Die demografische Entwicklung 

führ t dazu, dass in den kommenden 

Jahren sehr viele Mitarbeiter in den Ru-

hestand verabschiedet werden. Damit 

droht ein erheblicher Verlust an Know-

How.

Die weitere Herausforderung ist in der 

verwaltungsspezifischen Spartenorga-

nisation zu sehen, die fehlende Kommu-

nikationsschnittstellen bedingt und ei-

nen fachübergreifenden Wissenstransfer 

erschwert.

 

Vor diesem Hintergrund war die Aufga-

benstellung klar: Es sollte eine Lösung 

gefunden werden, die es ermöglicht das 

Wissen Einzelner zu dokumentieren und 

für die nachfolgende Generation nutz-

bar zu machen. Zudem sollte ein fach-

übergreifender Austausch über unter-

schiedliche Themen ermöglicht werden.

Lösung: Wiki und Forum
Gemeinsam wurden mögliche Lösun-

gen diskutiert, u. a. der Einsatz von 

Social Media. Und da die Studierenden 

bereits einige Erfahrungen in diesem 

Bereich gesammelt hatten, konnten sie 

eine Menge Ideen in die Gespräche ein-

bringen. Letztlich entschied man sich 

für eine Lösung, die zwei Bestandteile 

umfasste: ein Wiki in das jeder Mitarbei-

ter Informationen zu Themengebieten 

eintragen können sollte und ein Mitar-

beiterforum, das allen Mitarbeitern er-

möglicht miteinander über Themen zu 

diskutieren.

Zudem  sollte ein „Danke“-Button inte-

griert werden, über den man gute Bei-

träge „liken“ können sollte. Ziel war es 

hier, einen Anreiz zu setzen möglichst 

viele dieser Klicks zu erhalten und sich 

mit Kollegen zu messen. Am Ende jeden 

Monats sollte es eine Auswertung geben 

und der Kollege mit den meisten Klicks 

sollte einen „Danke-Award“ in Form ei-

nes Wanderpokals bekommen.
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Wissensmanagement stand im Mittelpunkt des Projekts 

„Sindelfinder“ der Stadtverwaltung Sindelfingen

Schließlich wurde noch ein passender 

Name gefunden, die Plattform sollte 

„Sindelfinder“ heißen. 

Das Ziel stand also fest, der Zeitplan 

war dabei allerdings ziemlich herausfor-

dernd: innerhalb von drei Wochen sollte 

ein Konzept erstellt und umgesetzt wer-

den. Die Studierenden machten sich also 

schnell ans Werk und erarbeiteten eine 

Lösung auf der Basis des Open-Source-

CMS „Joomla“ mit mehreren Add-Ons 

sowie einigen selbstprogrammierten 

Modulen. Der fertige Sindelfinder konn-

te die Stadt ver waltung überzeugen 

und eine Integration in die bestehende 

IT-Landschaft war problemlos möglich.

Nach drei Wochen wurde der Sindel-

f inder vor dem Oberbürgermeister Dr. 

Bernd Vöhringer sowie Vertretern des 

Managements von IBM präsentiert und 

alle Beteiligten waren von dem Ergebnis 

beeindruckt.

Akzeptanz: Viel Gegenwind für 
den Sindelfinder
Die entscheidende Frage war nun aber, 

ob und wie der Sindelfinder in der Stadt-

verwaltung ankommen würde. Präsen-

tationen vor Amtsleitern und vor dem 

Personalrat ergaben durchaus ein ge-

mischtes Meinungsbild. Einige sahen 

im Sindelfinder eine sinnvolle und not-

wendige Unterstützung der internen 

Kommunikation. Andere fanden aber 

auch, dass er völlig überflüssig sei oder 

meldeten Bedenken aus Datenschutz-

gründen an. Letzterer Einwand konnte 

erfolgreich entkräftet werden, und so 

stimmte der Personalrat dem „Experi-

ment“ Sindelfinder zu.

Die Frage war nun, wie man die Platt-

form am besten für den Einsatz vor-

bereiten sollte. Sie musste zunächst 

hinreichend getestet und evtl. Fehler 

beseit igt werden. Zudem wollten wir 

den Sindelf inder vor einem Rollout im 

gesamten Rathaus zunächst hinreichend 

mit „Material“ befüllen, denn nichts ist 

abschreckender als eine leere Kommuni-

kationsplattform.

So entschlossen wir uns zunächst mit 

einer „Fr iendly-User“-Gruppe von 25 

aufgeschlossenen Verwaltungsmitar-

beitern zu beginnen. Diese sollten die 

Funktionalitäten testen und gleichzeitig 

Inhalte einfügen, um die spätere 

Die föderale IT-Kooperation ist einer der 

Schwerpunkte im Vorsitzjahr 2015
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Der Sindelfinder hat die verwaltungsinterne 

Kommunikation in Sindelfingen verbessert

Implementierung im gesamten Rathaus 

zu ermöglichen.

Sehr bald stellte sich heraus, dass der 

Sindelfinder kein einfacher Selbstläufer 

werden würde. Immer wieder mussten 

Diskussionen im Forum durch gezielte 

Themensetzungen befeuer t werden. 

Auch das Wiki befüllte sich nur schlep-

pend. Letztlich waren jedoch alle Fehler 

behoben und die Plattform ausreichend 

befüllt um den Rollout zu starten.

Der Einsatz im gesamten Haus spiegelte 

die Erfahrungen wider, die in der klei-

nen Gruppe gemacht wurden. Das Forum 

„funktionierte“ ausgezeichnet, wenn 

gezielt Themen gesetzt und z. B. Mei-

nungsumfragen durchgeführt wurden. 

Themen wie die damalige Einführung 

von Office 2010 führten zu konstrukti-

ven Diskussionen im Forum und hilfrei-

chen Einträgen im Wiki. Allerdings: fehl-

ten solche gezielt gesetzten Themen, 

ebbten die Diskussionen ab und die Wi-

ki-Beiträge unterblieben.

Zwischenfazit: Erfolge möglich – 
mit viel Aufwand
Der Sindelfinder hat die verwaltungsin-

terne Kommunikation durchaus verbes-

sert. Mitarbeiter, die sich aufgrund ih-

rer Zugehörigkeit zu unterschiedlichen 

Ämtern niemals ausgetauscht hatten, 

fanden sich zu Themen zusammen und 

diskutierten miteinander. Gleichwohl 

konnte sich der Sindelfinder nicht nach-

halt ig als Kommunikationsplattform 

etablieren. Insbesondere im Wiki wur-

den zu wenige Beiträge geschrieben, 

weil der Anteil der „aktiven“ Mitarbeiter, 

die Beiträge verfassten, zu gering war. 

Ähnliches galt für das Forum mit seinen 

Diskussionen, die sich letztlich nie ohne 

„support“ getragen haben. Mit der ge-

ringen Anzahl an Beiträgen in Wiki und 

Forum war schließlich der Mehrwert der 

gesamten Plattform zu gering.

Um dieses Ergebnis r icht ig zu inter-

pretieren muss man allerdings berück-

sichtigen, dass der Sindelf inder den 

Ver waltungsmit arbeitern erstmal s 

Möglichkeiten moderner interaktiver 

Social Media-Lösungen aufgezeigt hat. 

Insofern war die Art der Kommunikation 

für die Mitarbeiter ungewohnt und die 

„Kultur“ offenkundig noch nicht so weit, 

um dem Sindelfinder einen nachhaltigen 

Erfolg zu ermöglichen. Die Schlussfol-

gerung, dass der Sindelfinder mit seinen 

Kommunikationsmöglichkeiten per se 

nicht in die (Sindelf inger) Verwaltung 

passt, wäre gleichwohl falsch.

Neuer Anlauf: Social Intranet mit 
Intrexx Share
Inzwischen sind seit dem „Experiment 

Sindelfinder“ fast zwei Jahre vergangen 

und es hat sich einiges getan. Die Erfah-

rungen mit dem Sindelfinder haben uns 

darin bestärkt, dass der Erfolg von So-

cial-Media-Lösungen in der Verwaltung 

lediglich eine Frage der Zeit ist. Nicht 

zuletzt aus diesem Grund haben wir uns 

dafür entschieden ein neues Intranet 

auf die Beine zu stellen, das „Social Me-

dia-tauglich“ ist. Dabei haben wir uns 

vor über einem Jahr für eine webbasier-

te Lösung der Firma United Planet, das 

Produkt „Intrexx“ entschieden. Mit die-

ser Plattform haben wir die Option, ein 

Social-Intranet  (das Produkt „Intrexx 

Share“) zu implementieren.

Intrexx Share erinnert in Aufbau und 

Funktionsumfang an Facebook, aller-

dings mit deutlich mehr Bezug zur Ar-

beitswelt und einigen Konfigurations-

möglichkeiten. So lassen sich virtuelle 

„Gruppenräume“ variabel zusammen-

stellen, Dokumente in eigens dafür de-

finierbaren Verzeichnissen teilen, Infor-

mationen, Neuigkeiten oder Umfragen 

an variable Personenkreise adressieren 

oder man kann bequem Events planen. 

Nicht zuletzt sind Schnittstellen zu 

Unternehmensdaten (SAP, IBM, Oracle, 

Sharepoint) möglich.

Die Einführung von Intrexx Share bei 

der Stadtverwaltung ist, wieder im Rah-

men eines Experiments, für Ende 2015 

anvisiert. Wir geben also nicht auf und 

werden im zweiten Anlauf mit einer aus-

gewählten Gruppe an Nutzern, auf der 

Basis von Projektarbeit, einen neuen 

Versuch wagen. Letztlich glauben wir, 

dass es nur eine Frage der Zeit ist, bis 

sich moderne Kommunikationsformen 

etablieren.



30    SPLITTER  Nr. 2/2015

Schwerpunktthema: Wissensmanagement

Kommunen und Unternehmen 
haben Nachholbedarf beim 
Umgang mit Wissen
Von Barbara Pöggeler, Haufe-Lexware GmbH & Co. KG

Was macht Organisationen erfolgreich? Die beiden wichtigsten Faktoren sind Mitarbeiter und Know-how – das hat eine aktu-
elle Studie von Haufe zum „Produktiven Umgang mit Wissen in Unternehmen“ ergeben. mifm München – Institut für Markt-
forschung GmbH hat dafür 300 Geschäftsführer sowie Mitarbeiter mit und ohne Personalverantwortung befragt. Die Ergebnis-
se der Studie zeigen deutlich, dass gerade die Ressource Wissen derzeit nicht produktiv genutzt wird und Unternehmen hier 
viel Potenzial verschenken. Dabei können Unternehmen bereits mit wenigen Schritten ihr Wissensmanagement verbessern. 

1. Schritt: Verantwortliche definieren
Ein Großteil der Mitarbeiter benötigt 

eine aktuelle und umfassende Infor-

mationsbasis, um seine Aufgaben er-

folgreich erledigen zu können. Doch in 

vielen Kommunen und Unternehmen ist 

niemand zuständig für Wissensmanage-

ment. Stattdessen ist der effektive und 

eff iziente Einsatz von Wissen Aufgabe 

der einzelnen Abteilungen – was einem 

produktiven organisationsweiten Um-

gang mit Know-how entgegensteht. 

Besser ist es – abhängig von Struktur 

und Größe – im ersten Schr itt einen 

oder mehrere Verantwortliche dafür zu 

benennen.

2. Schritt: Zentralen Speicherort schaf-
fen

Digitale Dokumente, Fachinformationen 

oder der Erfahrungs- und Wissensschatz 

in den Köpfen der Mitarbeiter – häufig 

ist Wissen nicht zentral erfasst und ab-

gelegt, sondern organisationsweit ver-

sprengt. Der Nachteil: Niemand weiß, 

welches Know-how vorhanden ist und wo 

es sich befindet. Gerade in diesem Punkt 

sind Kommunen und Unternehmen ge-

fragt, die richtigen Rahmenbedingun-

gen zu schaf fen. So sollten sie einen 

festen Ablageort für alle Dokumente und 

Informationen zur Verfügung stellen 

und auch verbindlich definieren. Dieser 

zentrale Wissensspeicher sollte allen 

Mitarbeitern zugänglich sein. 

3. Schritt: Verbindliche Ablagestruk-
turen

Damit einzelne Dokumente nicht nur 

abgelegt, sondern auch schnell und 

einfach wieder aufgefunden werden 

können, sollte eine einheitliche und 

verbindliche Ablagestruktur eingeführt 

werden. Diese sollte nicht zu komplex 

aufgebaut sein und den Bedürfnissen 

der Mitarbeiter Rechnung tragen. Wich-

tig: Alle Mitarbeiter müssen umfassend 

über diese Änderungen informiert wer-

den. Es ist sinnvoll, wenn die für Wis-

sensmanagement Verantwortlichen sich 

gerade zu Beginn intensiv um dieses 

Projekt kümmern und dadurch Wild-

wuchs verhindern. 

4. Schritt: Suchaufwand reduzieren
Häufig suchen Mitarbeiter jedoch nicht 

nach einem einzigen Dokument, 
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Wissen ist vorhanden, aber die Suche ist kompliziert. 

Damit steht es für Arbeit nicht direkt zur Verfügung

sondern nach allen verfügbaren Infor-

mationen „rund um ein Thema“. Das be-

deutet, dass auch alle Dateien angezeigt 

werden sollen, die thematisch mit dem 

Suchbegriff eng verbunden sind, diesen 

aber nicht zwingend enthalten müssen. 

Das Problem: Ist das Wissen unterneh-

mensweit verstreut, gestaltet sich die 

Suche aufwändig und zeitintensiv. Denn 

oftmals müssen dafür mehrere separa-

te Recherchen durchgeführt werden. 

Das strukturierte und zentrale Ablegen 

von Know-how ist die Voraussetzung, 

um den Suchaufwand so klein wie mög-

lich zu halten. Wenn die bestehenden 

Suchmöglichkeiten nicht die benötigten 

Treffer liefern, ist es sinnvoll, sich nach 

geeigneteren Alternativen umzusehen. 

 

5. Schritt: Knackpunkt Unternehmens-
kultur
Damit Wissensmanagement erfolgreich 

wird, muss der Austausch von Know-how 

in der Unternehmenskultur verankert 

und dadurch zur Selbstverständlichkeit 

werden. Ausschlaggebend für das Be-

harren auf Herrschaftswissen ist häufig 

die Angst, andernfalls leicht ersetzbar 

zu werden. Hier sind gerade Geschäfts-

führer und Vorgesetzte in der Pflicht: 

Sie müssen einerseits das aktive Wei-

tergeben von Know-how vorleben. An-

dererseits sind sie auch für die Einfüh-

rung und Umsetzung von Prozessen und 

Werkzeugen für Wissensmanagement 

verantwortlich.

Ideale Helfer für erfolgreiches 
Wissensmanagement
Angesicht s der Menge an ver fügba-

ren Informationen wird meist schnell 

klar, dass Mitarbeiter Know-how ohne 

technologische Unterstützung nicht 

produktiv nutzen können. Die richtige 

Software hilf t dabei, Wissen eff izient 

aufzubereiten, zu vernetzen und für 

andere zugänglich zu machen. Dabei 

gilt für die Auswahl einer Lösung: Der 

Mensch steht im Mittelpunkt – denn 

Wissensproduk t iv ität beginnt beim 

Mitarbeiter. Nur wenn jeder Einzelne 

bereit ist, die Software aktiv zu verwen-

den sowie mit Erfahrungen und nur ihm 

bekannten Informationen zu befüllen, 

kann der Wissensaustausch funktionie-

ren. Der Aufwand eines solchen Projekts 

muss nicht groß sein. Die Voraussetzung 

dafür: großer Nutzen bei geringem Auf-

wand. Um dies zu erreichen, bedarf es 

einer intuitiven Benutzerführung, einer 

nahtlosen Integration der Lösung in den 

Arbeitsalltag und in bestehende Struk-

turen, sowie einer Suchfunktion, die zu 

schnellen und treffsicheren Ergebnissen 

führt.

Eine Möglichkeit hierfür ist die webba-

sierte Wissensmanagement-Lösung Hau-

fe Suite. Die Mitarbeiter arbeiten in ihrer 

gewohnten Umgebung – egal ob online 

oder of f line – und die Daten werden 

automatisch mit dem System syn-
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chronisiert und verschlagwortet. Für die 

Mitarbeiter entsteht dadurch keinerlei 

Mehraufwand, Fehler beim Einpflegen 

von Know-how in die Datenbank werden 

vermieden und jeder greif t immer auf 

die identischen Informationen zu. Das 

erhöht die Transparenz und sorgt für 

einen einheitlichen Wissensstand bei 

allen Beteiligten.

Je mehr Wissen bereits zu Beginn in 

die Software integriert ist, desto eher 

werden die Mitarbeiter sie akzeptieren. 

Doch irgendwer muss den Anfang ma-

Die wichtigsten Studienergebnisse im Überblick

•	 51 Prozent der Unternehmen ha-

ben Nachholbedarf beim produk-

tiven Umgang mit Wissen

•	 27 Prozent der Befragten können 

nicht auf das für die tägliche Ar-

beite benötigte Wissen zugrei-

fen

•	 54 Prozent der Befragten geben 

an, dass die mangelnde Bereit-

schaft von Kollegen, Wissen zu 

teilen, ein Grund für die mangel-

hafte Wissensbasis ist

•	 Die Folgen einer mangelhaf-

ten Wissensbasis: Doppelarbeit 

(68 Prozent), Aufgaben werden 

fal sch erledigt (69 Prozent), 

Fehlentscheidungen (66 Pro-

zent) sowie mangelnde Motiva-

tion (53 Prozent)

•	 43 Prozent der Studienteilneh-

mer geben an, dass keine Tools 

für die zentrale Speicherung von 

Wissen vorhanden sind

•	 71 Prozent der Teilnehmer sagen 

aus, dass Wissen vorhanden ist, 

sie aber nicht wissen, wo es ab-

gelegt ist

•	 12 Prozent der Teilnehmer geben 

an, mehr als eine halbe Stunde 

im Bedarfsfall nach einer Infor-

mation zu suchen

•	 90 Prozent der Befragten sehen 

einen Zusammenhang zwischen 

Innovations- und Wettbewerbs-

fähigkeit sowie Wissensproduk-

tivität

•	 76 Prozent sind der Meinung, 

dass ein ef f izienterer Umgang 

mit der Ressource Wissen zu 

einem hohen Einsparpotenzial 

führt

Studie „Produktiver Umgang mit Wis-

sen in Unternehmen“ zum Download: 

http://suite.haufe.de/downloads/

studien/

chen. Ideal ist es deshalb, wenn bereits 

zu Beginn Fachinformationen wie die 

Fachdatenbanken von Haufe zu Themen 

wie Personal, Steuern oder Recht in das 

Portal integriert sind. Die Mitarbeiter 

erkennen somit direkt einen deutlichen 

Mehrwert in der Lösung und sind schnel-

ler bereit, damit zu arbeiten. Die seman-

tische Suchfunktion der Haufe Suite 

sorgt für ein schnelles und einfaches 

Finden treffender Ergebnisse.

Investitionen in Wissensmanage-
ment lohnen sich
Wissen gehör t zweifel sohne zu den 

wichtigsten Erfolgsfaktoren. Bereits 

mit wenigen Veränderungen kann der 

Umgang mit Know-how in Organisati-

onen deutlich optimiert werden. Denn 

nur wenn die Ressource effektiv und ef-

fizient eingesetzt wird, profitieren Un-

ternehmen wie auch Mitarbeiter davon: 

Sie arbeiten effizienter, machen weniger 

Fehler und sind motivierter. Das schlägt 

sich dann auch in der Firmenbilanz nie-

der.
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IT-Steuerung 
in der 
Berliner 
Verwaltung
Eine moderne Verwaltung ist ohne den 

Einsatz von Informations- und Kommu-

nikationstechnik nicht mehr denkbar. 

Hierzu ist es erforderlich, die Steue-

rungsmechanismen beim IT-Einsatz der 

Berliner Verwaltung umfassend zu nut-

zen und weiterzuentwickeln. Der Senat 

hat dazu in seiner Sitzung am 3. März 

2015 den von Innen- und Sportsenator 

Frank Henkel vorgelegten Bericht an 

das Abgeordnetenhaus zur IT-Steuerung 

in der Berliner Landesverwaltung be-

schlossen.

Positionierung des ITDZ Berlin
Von zentraler Bedeutung für die Absi-

cherung und die Zukunftsfähigkeit des 

IT-Bedarfs der Berliner Verwaltung ist 

die Positionierung des IT-Dienstleis-

ters ITDZ Berlin. Für die Wahrnehmung 

dieser Aufgaben wurde eine Neuausrich-

tung des Unternehmens angeregt. Zen-

trale Zielstellung ist die Entwicklung 

zum vollumfänglichen Lösungsanbieter 

für das Land Berlin. Nach Ansicht des 

Senats würde die Neuausrichtung die 

Chance bieten, die Entwicklung des ITDZ 

Berlin zu einem effizienten, modernen 

und leistungsfähigen IT-Dienstleister 

für die Berliner Verwaltung weiter vor-

anzutreiben.

Die IT-Strategie basiert auf programmati-

schen Vorgaben wie der Berliner E-Gover-

nment-Strategie, dem geplanten Berliner 

E-Government-Gesetz und einem Konzept 

zur Finanzierung von IT-Systemen. Au-

ßerdem zählen dazu die Unterstützung 

strategischer Einzelprojekte von landes-

weiter Bedeutung, wie die Einführung 

elektronischer Akten oder die Standardi-

sierung des IT-Arbeitsplatzes.

LPD

E-Government-Strategie 
für Berlin

Der Senat hat in seiner Sitzung am 3. 

Februar 2015 auf Vorlage von Innen- 

und Sportsenator Frank Henkel eine 

Berliner E-Government-Strategie 

(BEGS) zur Kenntnis genommen, die 

die Weiterentwicklung elektroni-

scher Behördengänge und den Ein-

satz moderner Informationstechnik 

in der Berliner Verwaltung für die 

Jahre 2015 bis 2017 festlegt.

Die BEGS unterstreicht zusätzlich 

zur Festlegung strategischer Leit-

linien für E-Government-Vorhaben 

auch Einzelprojekte von landeswei-

ter Bedeutung, wie die Einführung 

der elektronischen Akte, die Kon-

solidierung der Serverstruktur des 

Landes und die Standardisierung der 

IT-Arbeitsplätze.

Darüber hinaus steht die Nutzenori-

entierung für Bürgerinnen und Bür-

ger, Unternehmen und Verwaltung im 

Fokus, beispielsweise durch die Wei-

terentwicklung des Bürgertelefons 

115, von mobilen Diensten („Verwal-

tung mobil“) und des Anliegenma-

nagementsystems für die Berliner 

Ordnungsämter.

Wichtige Voraussetzungen einer mo-

dernen E-Government-Entwicklung 

im Land Berlin sind die Verabschie-

dung eines E-Government-Gesetzes für 

die Berliner Verwaltung, passgenaue 

Bereitstellung von IT-Kompetenzen, 

insbesondere vor dem Hintergrund des 

demografischen Wandels, eine strategi-

sche Neuausrichtung der IT-Steuerung 

sowie die Straffung der IT-Strukturen in 

der Berliner Verwaltung.

Die Zielstellungen und Maßnahmen der 

BEGS sind in die strategischen Vorgaben 

zur E-Government-Entwicklung auf Lan-

des-, Bundes- und europäischer Ebene 

eingebettet. Dadurch werden bestehen-

de Übereinstimmungen, erforderliche 

Abst immungen und zu berücksichti-

gende Abhängigkeiten in der künftigen 

E-Government-Politik transparent und 

parallele und divergente Entwicklungen 

der Verwaltungsebenen vermieden.

Durch die BEGS soll Berlin nun eine 

zweite strategische Säule für eine zu-

kunf t sor ient ier te und nachhalt ige 

E-Government-Entwicklung neben der 

Verbesserung der rechtlichen Rahmen-

bedingungen durch das geplante E-Go-

vernment-Gesetz erhalten.

Die BEGS wird vor Beschlussfassung durch 

den Senat zunächst dem Rat der Bürger-

meister zur Stellungnahme zugeleitet.

LPD
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E-Government-Gesetz 
verzeichnet erste Erfolge

Der Fachbereich Verwaltungswissenschaften der Hochschule Harz und der IT-Dienstleister Materna GmbH haben eine bun-
desweite Studie zum Stand der Umsetzung des E-Government-Gesetzes durchgeführt. Die Ergebnisse wurden auf der CeBIT  
2015 vorgestellt.

Das E-Government-Gesetz des Bundes 

zielt darauf ab, administrative Hinder-

nisse abzubauen und die elektronische 

Kommunikation mit der Verwaltung zu 

erleichtern. Die Studie zeigt, dass sich 

die Mehrheit der befragten Verwaltun-

gen bereits umfassend mit den Anfor-

derungen des E-Government-Gesetzes 

auskennt. Bis zur vollständigen Umset-

zung der geplanten Vorhaben ist es je-

doch noch ein langer Weg. Vielen Ideen 

stehen zu geringe Personal- und Finanz-

ressourcen entgegen. Mehr als 100 Teil-

nehmer aus Bund, Ländern und den 300 

größten Städten Deutschlands haben an 

der Online-Studie teilgenommen. Abge-

fragt wurden die Kategorien Kenntnis-

stand und Verortung, Voraussetzungen, 

Erwartungen und Herausforderungen 

sowie Perspektiven. Die Ergebnisse kön-

nen kostenfrei unter www.egovg-studie.

de angefordert werden.

Der We g von E- Gover nment in die 

deutschen Verwaltungen ist lang und 

manchmal zäh. Neben zahlreichen orga-

nisatorischen, technischen und gesell-

schaftlichen Problemen sind es auch im-

mer wieder rechtliche Restriktionen und 

Defizite, die rasche Erfolge behinderten. 

Der Bund hat mit dem E-Government-Ge-

setz entscheidende Impulse gesetzt, 

die den Einsatz technischer Lösungen 

ermöglichen, fördern und verbindlich 

vorschreiben. Der Gesetzgeber nimmt 

zunächst nur die Bundesverwaltungen 

in die Pflicht, gibt aber auch Anstöße 

für die Verwaltungen auf Landes- und 

Kommunalebene.

Das E-Government-Gesetz soll die elek-

tronische Ver waltungsarbeit in der 

deutschen Behördenlandschaf t för-

dern. Dadurch soll das Gesetz Bund, 

Ländern und Kommunen ermöglichen, 

einfache, zielgruppenorientierte, nut-

zerfreundliche und eff iziente elektro-

nische Verwaltungsdienste anzubieten. 

Das E-Government-Gesetz schafft damit 

Voraussetzungen für zeit- und ortsun-

abhängige Verwaltungsdienste. Wie das 

bereits in der Praxis funktioniert, zeigt 

der seit wenigen Monaten nutzbare On-

line-Antrag für Führungszeugnisse und 

Auskünfte aus dem Gewerbezentralre-

gister. Bürger und Unternehmen können 

ihre Anträge online stellen, sich elekt-

ronisch ausweisen und bezahlen sowie 

elektronisch mit der bearbeitenden Be-

hörde, dem Bundesamt für Justiz, kom-

munizieren.

Die repräsentative Studie zum E-Govern

ment-Gesetz ermittelte die Vorausset-

zungen, Auswirkungen und Reaktionen 

auf das Bundesgesetz für alle drei Ver-

waltungsebenen und leitet aus den 
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Die Mehrheit der befragten Verwaltungen kennt sich bereits um-

fassend mit den Anforderungen des E-Government-Gesetzes aus

Ergebnissen Handlungsempfehlungen 

ab. Die empirischen Studienergebnisse 

lassen keinen Zweifel daran, dass es bis 

zur vollständigen Umsetzung der Ziele 

noch ein langer Weg ist.

Zusammenf assung der Kern- 
ergebnisse
•	 Rund drei Viertel (74 Prozent) der 

Befragten gaben an, dass sie sich 

ausreichend über das E-Govern-

ment-Gesetz des Bundes informiert 

fühlen. Der hohe Kenntnis- und In-

formationsstand bescheinigt, dass 

die gesetzlichen Verpflichtungen 

in den Köpfen der Verwaltung an-

gekommen sind.

•	 Hingegen messen sowohl Landes- 

als auch Kommunalbehörden dem 

Gesetz eine geringe Bedeutung für 

ihre eigene Institution bei. Nur 10 

Prozent der Behörden meint, vom 

E-Government-Gesetz direkt be-

troffen zu sein.

•	 Trotz ihrer vermeintlich geringen 

Betroffenheit sind die Kommunen 

bei der Umsetzung von E-Govern-

ment-Angeboten wesentlich weiter 

als die Landesverwaltungen. Der 

elektronische Zugang zur Verwal-

tung für Bürger und Unternehmen 

(56 Prozent), elektronische For-

mulare (54 Prozent) sowie elektro-

nische Amts- und Verkündigungs-

blätter (38 Prozent) sind schon in 

zahlreichen Verwaltungen vorhan-

den.

•	 Erfreulich hoch sind die Planungs-

ziele, die sowohl im Landes- als 

auch im Kommunalbereich beste-

hen. Besonders die Eröffnung eines 

De-Mail-Zugangs (46 Prozent), die 

Umsetzung eines elektronischen 

Identitätsnachweises (38 Prozent) 

sowie die elektronische Bezahl-

funktion (40 Prozent) stehen dabei 

im Fokus.

•	 Sowohl die Bundes- und Landesbe-

hörden (66 Prozent) als auch kom-

munale Behörden (50 Prozent) se-

hen den größten Mehrwert für die 

Verwaltung in der elektronischen 

Akte. Bei 44 Prozent der Behörden 

ist die Umsetzung allerdings ein 

langfristiges Ziel, da ihnen zentra-

le Voraussetzungen, wie personelle 

Ressourcen und finanzielle Mittel, 

fehlen.

•	 An zweiter Stelle stehen bei Bund 

und Ländern die elektronischen 

Formulare (48 Prozent), bei den 

Kommunen die elektronischen Be-

zahlmöglichkeiten (56 Prozent).

•	 Das Bundesgesetz wird als wichti-

ges Signal für die weitere Digitali-

sierung betrachtet. Jedoch erach-

ten die befragten Behörden dafür 

mehr Fachpersonal (87 Prozent) 

und f inanz ielle Unterstüt zung 

(85 Prozent) als wichtig bzw. sehr 

wichtig. Kommunen wünschen sich 

besonders Unterstützung durch die 

Bundesländer in Form von eigenen 

Landesgesetzen und die Bereitstel-

lung von technischen Basiskompo-

nenten.

PR/Hochschule Harz
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Fraunhofer FOKUS verantwor-
tet Kernkomponenten des eu-
ropäischen Open-Data-Portals 

Als Teil eines internationalen Konsortiums entwickelt Fraunhofer FOKUS, eines der führenden Forschungs- und Entwicklungs-
institute für Open Data, in den kommenden drei Jahren Europas Open-Data-Plattform mit. Die Europäische Kommission will 
mit dem einzigartigen Projekt ein europaweites Open-Data-Portal entwickeln, testen und schließlich in Betrieb nehmen.

Die Plattform vereint Daten von 39 eu-

ropäischen Ländern und soll die Auffind-

barkeit und Wiederverwendbarkeit von 

of fenen Daten verbessern. Die Daten 

werden vollständig veröffentlicht, so 

dass jeder Bürger mit einem Internetzu-

gang Zugriff darauf hat.

Fraunhofer FOKUS br ingt seine Kom-

petenzen aus jahrelanger Er fahrung 

in nat ionalen und internat ionalen 

Open-Data-Projekten in den Aufbau 

der Plattform ein. Das Institut wird als 

einer der hauptverantwortlichen techni-

schen Partner die Kernkomponenten des 

Portals entwickeln – u. a. das Datenre-

gister und sogenannte Harvesting-Me-

chanismen. Das Datenregister bietet 

anhand von Metadaten einen zentralen 

Zugang zu Datensätzen in zahlreichen 

europäischen Datenbanken. Das „Har-

vesting“ durchforstet die Datenbanken 

der Mitgliedstaaten regelmäßig nach 

of fenen Datensätzen. Zusammen mit 

den Konsortialpartnern wird FOKUS da-

mit die EU-Mitgliedstaaten und weitere 

europäische Länder bei der Verbreitung 

offener Datensätze auf EU-Ebene, der 

Qualitätsprüfung und -verbesserung 

von Metadaten und bei der Interaktion 

mit Portalnutzern unterstützen. Die 

Europäische Kommission will mit dem 

Open-Data-Portal dazu beitragen, bis-

her ungenutztes wirtschaftliches Po-

tenzial von offenen Daten freizusetzen. 

Der Gewinn, den die 28 Mitgliedsländer 

mit öffentlichen Daten generieren kön-

nen, wird auf mehr als 40 Milliarden 

Euro jährlich geschätzt. Außerdem soll 

das Portal dazu beitragen, die Verwal-

tungsabläufe der Länder zu verbessern, 

den wissenschaftlichen Fortschritt zu 

beschleunigen, gesellschaftliche He-

rausforderungen besser zu lösen und 

EU-Bürgern mehr Einflussmöglich-
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Das europäische Open-Data-Portal vereint Daten von 39 europäischen Län-

dern und soll helfen offene Daten besser aufzufinden und wiederzuverwerten

keiten auf politische und administrative 

Prozesse zu geben.

„Das pan-europäische Open-Data-Por-

tal ist das wahrscheinlich weltweit 

ambitionierteste Open-Data-Projekt. 

Es ist ein Meilenstein für die grenz- 

und sektor-übergreifende Weiterver-

wendung von Daten der öffentlichen 

Hand in Europa. Wir freuen uns, dass 

wir unsere umfangreichen Erfahrungen 

im Bereich Open Data und unsere tief-

greifende Kenntnis des öf fentlichen 

Sektors in dieses Projekt einbringen 

können“, erklärt Dr. Matthias Flügge, 

Leiter des eGovernment- Kompetenz-

zentrums ELAN am Fraunhofer-Institut 

FOKUS.

Capgemini Consult ing, in der Capge-

mini-Gruppe zuständig für weltweite 

Strategie- und Transformationsbera-

tung, leitet das dreijährige Projekt und 

arbeitet dafür mit einer Reihe von Part-

nern und Subunternehmern zusammen. 

Neben Fraunhofer FOKUS sind Sogeti, 

Intrasoft International, das Open Data 

Institute, con terra, die University of 

Southampton und time.lex Mitglieder 

im Konsortium.

Fraunhofer FOKUS war bereits für die 

Entwicklung und den Betrieb von mehre-

ren Open-Data-Plattformen verantwort-

lich: Neben GovData, dem Datenportal 

für Deutschland, hat FOKUS Open-Da-

ta-Plattformen für Berlin, Hamburg und 

Amsterdam ebenso wie für den Strom-

verteilnetzbetreiber Vattenfall Europe 

Distribution Berlin GmbH realisiert.

Prof. Dr. Ina Schieferdecker, Leiterin des 

Fraunhofer FOKUS fügt hinzu: „Daten 

werden zunehmend nicht nur als Wirt-

schafts-, sondern auch als Gemeingut 

verstanden. Dabei entstehen Mehrwerte 

häufig erst durch die Vernetzung von Da-

ten unterschiedlichster Quellen. FOKUS 

ist ein Pionier für die Entwicklung von 

technischen Open Data-Infrastrukturen 

und wird mit dem europaweiten Open 

Data-Portal dazu beitragen, diese Mehr-

werte zu heben.“

PR/Fraunhofer FOKUS
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Behörden können durch Cloud 
Computing erheblich Kosten 
sparen

In Cloud-Lösungen schlummert Effizienzpotenzial für die öffentliche Verwaltung. Allerdings ist Nachbesserung in Sachen 
Rechtsgrundlagen, Datensicherheit und Services notwendig.

Laut einer aktuellen Studie der Unter-

nehmensberatung BearingPoint ist der 

Weg in die Wolke für die öffentliche Ver-

waltung eine attraktive Alternative zum 

klassischen Outsourcing von IT-Dienst-

leistungen. So können Behörden und 

Kommunen von Cloud Computing ge-

nauso prof it ieren wie Unternehmen 

aus der Privatwirtschaft, das heißt die 

Investitions- und Betriebskosten ihrer 

IT senken, den Leistungsumfang flexi-

bel an ihren Bedarf anpassen und mit 

automatisierten Prozessen die Ef f izi-

enz ihrer IT steigern. Die Umfrage von 

BearingPoint zeigt aber auch: Obwohl 

78 Prozent der befragten deutschen 

Behörden und Kommunen gegenwärtig 

IT-Services fremdbeziehen oder schon 

einmal eingekauft haben, entscheiden 

sich nur sieben Prozent für Leistungen 

aus der Wolke.

Stefan Pechardscheck, Partner IT Advi-

sory bei BearingPoint und Co-Autor der 

Studie: „Damit sich Cloud Computing 

auch in der öf fentlichen Verwaltung 

durchsetzen kann, brauchen wir einheit-

liche Rechtsgrundlagen innerhalb der 

EU, Daten- und Informationssicherheit 

sowie Cloud-Lösungen, die standardi-

siert, interoperabel und übertragbar 

sind.“

Einheitliche Rechtsgrundlagen 
und Datensicherheit
Weil Daten in der Wolke über verschie-

dene Rechtsräume verteilt sein können, 

sind Nutzer oft mit unterschiedlichen 

nationalen Gesetzgebungen konfron-

tiert. BearingPoint fordert daher von 

der Politik, gesetzliche Regelungen für 

sensible Bereiche wie Datenschutz, Ur-

heberrecht, Lizenzen, Vertragsfragen 

und die Zertif izierung von Anbietern 

innerhalb der EU zu vereinheitlichen. 

Zudem müssten sinnvolle Aktivitäten 

wie beispielsweise das Technologiepro-

gramm „Trusted Cloud“ vom Bundesmi-

nisterium für Wirtschaf t und Energie 

(BMWi) weiter gestärkt werden.

Denn das Thema Sicherheit steht für die 

öffentliche Verwaltung bei Cloud Com-

puting ganz oben auf der Agenda. Laut 

Studie geht es hier um die drei klassi-

schen Datenschutzziele: Verfügbarkeit, 

Gewährleistung von Integrität sowie 

Vertraulichkeit von IT-Leistungen und 

Daten. Letztere gilt es, vor externem 

und internem Zugriff durch Unbefugte 

zu schützen. Auch das Bundesamt für 

Sicherheit in der Informationstechnik 

(BSI) gibt sowohl für Anbieter als auch 

für Nutzer Empfehlungen zum Thema 

Sicherheit bei Cloud Computing. Doch 

die Studie macht deutlich: Nur knapp 

ein Viertel der befragten Behörden und 

IT-Dienstleister ist mit den Cloud-spe-

zifischen Sicherheitsempfehlungen des 

BSI auch tatsächlich vertraut. Da be-

stehe für die Behörden noch Nachholbe-

darf, meinen die Studienautoren.
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Behörden können mit Cloud Computing die Investi-

tions- und Betriebskosten ihrer IT senken

Services müssen interoperabel 
und übertragbar sein
Ein Blick auf die IT-Dienstleister der 

öf fentlichen Verwaltung zeigt, dass 

das Angebot an Cloud-Lösungen für 

die Verwaltung rasant wächst. 67 Pro-

zent der IT-Dienstleister wollen in den 

nächsten 6 bis 18 Monaten Leistun-

gen aus der Wolke anbieten. Im Fokus 

stehen Speicherlösungen, Testum-

gebungen, Work-Flow-Management- 

und Data-Warehouse-Systeme. Doch 

Pechardscheck warnt:

Stefan Pechardscheck, Partner IT Advi-

sory bei BearingPoint und Co-Autor der 

Studie: „Die öffentliche Verwaltung wird 

nur Angebote annehmen, die standardi-

siert und dank einheitlicher Schnitt-

stellen und Datenformate auch intero-

perabel sind. Unsere Studienteilnehmer 

wünschen sich Systeme und Plattfor-

men für eine ressortübergreifende Zu-

sammenarbeit und den Austausch von 

Daten.“ Ein Zertif ikat würde das Ver-

trauen der öffentlichen Verwaltung in 

die Wolke zudem deutlich erhöhen: Die 

Mehrheit aller befragten Behörden und 

Kommunen (56 Prozent) wäre eher be-

reit, Cloud-basierte Services von einem 

IT-Dienstleister zu beziehen, wenn die-

ser ein anerkanntes Sicherheitszertifi-

kat hätte.

Stefan Pechardscheck, Partner IT Ad-

visory bei BearingPoint und Co-Autor 

der Studie: „Um das Effizienz-Potenzial 

von Cloud-Lösungen für die öffentliche 

Verwaltung nutzbar zu machen, müssen 

Polit ik, Behörden und Anbieter Hand 

in Hand arbeiten. Ziel ist zum einen, 

die Prozessqualität unserer Verwaltung 

trotz ihrer kleiner werdenden Personal-

basis zu sichern. Das ist auch für den 

Standort Europa wichtig. Zum anderen 

muss die öffentliche Verwaltung mit mo-

dernen, digitalisierten Abläufen auf die 

Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger 

antworten. Denn ihre Lebenswelt ist zu-

nehmend digital geprägt.“

Über die Studie
Die Studie „St andor t best immung: 

Cloud Computing in der öf fentlichen 

Ver waltung“ der Management- und 

Technologieberatung Bear ingPoint 

analysiert Anwendungsszenarien und 

Effizienzpotenziale von Cloud Compu-

ting in der öf fentlichen Verwaltung. 

Befragt wurden IT-Leiter, IT-Abtei-

lungsleiter und CIOs auf Bundes-, Lan-

des- und Kommunalebene sowie öffent-

liche IT-Dienstleister.

Die Studie besteht aus einem quantita-

tiven und einem qualitativen Teil. Die 

quantitative Online-Befragung fand im 

Juli 2014 mit insgesamt rund 50 Behör-

den und öffentlichen IT-Dienstleistern 

statt. Im Anschluss haben die Studien-

autoren sechs Experteninterviews mit 

Entscheidungsträgern in der Verwaltung 

von Bund, Ländern und Kommunen ge-

führt.

Eine Zusammenfassung der zentralen 

Studienergebnisse ist online verfüg-

bar unter www.bearingpoint.com/de-

de/7-11224/

PR/BearingPoint

http://www.bearingpoint.com/de-de/7-11224/
http://www.bearingpoint.com/de-de/7-11224/
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Leichtere Suche nach Gesetzes
texten von Brandenburg, Bund 
und Europäischer Union

Die neu gestaltete Landesrechtsdatenbank BRAVORS II ist seit dem 17. Februar 2015 für alle Bürgerinnen und Bürger online 
zugänglich. Vor allem die Recherchefunktionen wurden in der neuen Version verbessert, sodass sich Gesetze und Vorschrif-
ten schneller und leichter auffinden lassen. Neben dem Brandenburger Recht können auch Dokumente des Bundes und der 
Europäischen Union abgerufen werden.

Justizminister Helmuth Markov sprach 

bei der Unterrichtung des Kabinetts von 

einer „wichtigen Säule einer bürgerna-

hen Verwaltung: Mit Hilfe von BRAVORS 

II können sich die Menschen unabhängig 

und schnell über Rechtsthemen infor-

mieren. Damit garantiert die Datenbank 

allen Bürgerinnen und Bürgern den Zu-

grif f auf die gesetzlichen Grundlagen 

unseres Landes und ist ein wichtiger 

Beitrag zu einer transparenten Verwal-

tung.“

BRAVORS II unterstützt die Gesetzge-

bungsarbeit der Landesbehörden, in-

dem sie den schnellen Zugrif f auf das 

Recht anderer Bundesländer und des 

Bundes ermöglicht. Zudem werde die 

dezentrale Eingabe der Verwaltungsvor-

schriften in den Landesbehörden durch 

die zentrale Erfassung dieser Vorschrif-

ten in der Datenbank abgelöst, teilte 

Markov mit.

BRAVORS wurde 2005 gestartet
Die Datenbank „Brandenburgisches 

Vorschr if tensystem – BRAVORS“ war 

Anfang 2005 als Basisversion in Betrieb 

genommen worden und wird seither als 

landeseigene Datenbank geführt. Die 

Seite hat jeden Monat siebenstellige 

Zugriffszahlen. Bei der Weiterentwick-

lung der Landesrechtsdatenbank über-

nahm das Ministerium der Justiz und 

für Europa und Verbraucherschutz die 

Projektleitung und wurde dabei vom 

Brandenburgischen IT-Dienstleister 

ZIT-BB unterstützt. Die Firma Six Offene 

Systeme GmbH übernahm die technische 

Umsetzung des Projekts.

Die Recherchemöglichkeiten in BRAVORS 

II sind übersichtlicher und durch Unter-

teilung in Suchrubriken (Register) diffe-

renzierter gestaltet, die Treffergenauig-

keit ist deutlich höher als in BRAVORS I. 

Gesucht werden kann in der „Schnellsu-

che“ mit schlagwortartigen Suchbegrif-

fen, in der „Erweiterten Suche“ u. a. mit 

differenzierten Eingaben wie Normtitel, 

Ausfertigungs-/Inkrafttretens-Datum, 

Fundstellen von Verkündungsblättern 

sowie in einem eigenen Register der 

„Fundstellennachweise“ nach Gesetzen/

Verordnungen und den im Amtsblatt ver-

öffentlichten Verwaltungsvorschriften. 

Trefferlisten können durch zusätzliche 

Filter eingegrenzt werden. Innerhalb 

der Trefferlisten sowie innerhalb eines 

Vorschriftentextes kann zusätzlich mit 

Suchkr iter ien gesucht werden. 
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Den Gang in die Bibliothek kann man sich bei der 

Suche nach Gesetzestexten und Vorschriften sparen

Die Darstellung der Vorschriften, ihrer 

Änderungen sowie der Anlagen wurde 

übersichtlicher gestaltet. Sie verfügt 

nunmehr insgesamt – einschließlich der 

aus der Basisversion übernommenen Da-

tenbestände und Datenverknüpfungen 

– über folgende Rechtssammlungen und 

Funktionalitäten:

•	 Landesrecht Brandenburg (Geset-

ze, Verordnungen, Verwaltungsvor-

schriften, Staatsverträge)

•	 differenzierte, zielgenaue Recher-

chefunktionen

•	 konsolidier te aktuelle und his-

torische Lesefassungen des Lan-

desrechts mit der Möglichkeit der 

Verknüpfung aller Normen unter-

einander

•	 Verkündungsblätter ab dem Jahre 

2001

•	 Fundstellennachweise der Geset-

ze und Verordnungen sowie der im 

Amtsblatt für Brandenburg veröf-

fentlichten Verwaltungsvorschrif-

ten

•	 Archiv der außer Kraft getretenen 

Vorschriften (Gesetze, Verordnun-

gen, Ver waltungsvorschr if ten, 

Staatsverträge)

•	 Link zu der Entscheidungsdaten-

bank der Ger ichte in Berlin und 

Brandenburg

•	 Bundesrecht steht für Nutzer der 

Landesverwaltung innerhalb der 

Suchfunktionen der Landesrechts-

datenbank als Sammlung der Ju-

ris-GmbH zur Verfügung; für  ex-

terne Nutzer durch Verlinkung auf 

die Webseite des Bundesministe-

riums der Justiz und für Verbrau-

cherschutz und die dort abrufbare 

Sammlung des Bundesrechts

•	 Landesrechte der anderen Bun-

desländer (als Sammlungen der 

Jur is-GmbH): nur für Nutzer der 

Landesverwaltung

•	 Europarecht: durch Verlinkung aus 

der Landesrechtsdatenbank auf die 

EU-Rechtssammlung EUR-LEX (so-

wohl für die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Landesverwaltung 

als auch für Bürgerinnen und Bür-

ger)

PR/Ministerium der Justiz und für Europa und 

Verbraucherschutz Brandenburg
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Regierungen und 
öffentliche Verwaltung 
gehen „in die Cloud“

Der ENISA-Sicherheitsrahmen für Regie-

rungsclouds beschreibt eine Schritt-für-

Schritt-Anleitung für die EU-Mitglied-

staaten zur Beschaffung und sicheren 

Nutzung von Cloud-Services.

Dieses Rahmenwerk befasst sich mit der 

Notwendigkeit eines gemeinsamen Si-

cherheitsrahmens für die Nutzung von 

Regierungsclouds und baut dabei auf 

die Ergebnisse zweier vorangegangener 

ENISA-Studien auf. Es wird empfohlen, 

sich an der Toolbox der öf fentlichen 

Verwaltung zu bedienen, wenn eine 

Nutzung der Cloud und die Bewertung 

der eingesetzten Sicherheitskontrollen 

und Verfahren geplant werden.

Das vorgeschlagene Rahmenwerk ist in 

vier Phasen, neun Sicherheitsaktivitä-

ten und 14 Schritten strukturiert, die 

ein Bündel von Maßnahmen beschrei-

ben, welchem die Mitgliedstaaten folgen 

sollten um eine sichere Regierungscloud 

zu definieren und umzusetzen.

Darüber hinaus wird das Modell empi-

r isch geprüf t, durch die Analyse von 

vier Fallstudien über Regierungsclouds 

– Estland, Griechenland, Spanien und 

Großbritannien – die ebenfalls als Mus-

ter für die Umsetzung von Regierungs-

clouds dienen.

Das Rahmenwerk konzentriert sich auf 

folgende Akt iv itäten: Risikoprof ile, 

Architekturmodelle, Sicherheits- und 

Datenschut zanforderungen, Sicher-

heit skontrollen, Implement ierung, 

Bereitstellung, Akkredit ierung, log/

Überwachung, Rechnungsprüfung, Än-

derungsverwaltung und Exit-Manage-

ment.

Die Studie zeigt, dass sich die Einfüh-

rung in Regierungsclouds immer noch 

auf einem niedrigen Level oder in einer 

sehr frühen Phase befindet.

Sicherheit und Schutz der Privatsphäre 

sind die Hauptbarr ieren und gleich-

zeit ig die Schlüsselfaktoren, die bei 

der Umstellung auf Cloud-Services zu 

beachten sind. Darüber hinaus gibt es 

einen klaren Bedarf für Cloud- Piloten 

und Prototypen, um den Nutzen und die 

Wirksamkeit des Cloud- Geschäftsmodell 

für die öffentliche Verwaltung zu testen.

Die Organisationen, die auf Cloud Com-

puting umstellen, steigern die Wirksam-

keit und Effizienz von ICT. Für die Regie-

rungen ist es kostengünstiger und bietet 

wichtige Chancen in Bezug auf Skalier-

barkeit, Anpassungsfähigkeit, Leistung, 

Widerstandsfähigkeit und Sicherheit.

ENISA-Geschäftsführer Prof. Udo Helm-

brecht: „Der Bericht liefert Regierun-

gen die nötigen Werkzeuge um Cloud 

Services erfolgreich zu nutzen. Sowohl 

Bürger als auch Unternehmen profitieren 

von einem europäischen digitalen Bin-

nenmarkt, der Zugriff auf Dienste in der 

gesamten EU hat. Cloud Computing ist 

eine tragende Säule und Wegbereiter für 

Wachstum und Entwicklung in der EU.“

Der Bericht ist Teil des Beitrags der Be-

hörde zur EU-Cloud-Strategie, die sich 

an nationale Experten, Regierungsbe-

hörden und die öffentliche Verwaltung 

in der EU r ichtet, um eine nationale 

Cloud-Sicherheitsstrategie zu definie-

ren, mit der eine Analyse von Sicher-

heitsaspekten über den Einsatz von be-

stehenden Regierungsclouds geschaffen 

werden soll bzw. die sie bei der Defini-

tion ihrer Beschaffungsanforderungen 

unterstützt.

EU-Politiker, EU-Privatwirtschaft, Cloud 

Service Provider und Cloud-Broker kön-

nen ebenfalls von den Inhalten profitie-

ren.

Im Wesentlichen dient das Rahmennetz-

werk als Vor-Beschaffungsleitfaden und 

kann über den gesamten Lebenszyklus 

der Cloud-Nutzung verwendet werden. 

Der nächste Schritt der ENISA wird es 

sein, diesen Rahmen als Hilfsmittel an-

bieten zu können.

ENI SA-Sicher he it sr ahmen f ür Re -

gierungsclouds: www.enisa.europa.

e u/ac t i v i t ie s/Re s il ience - and - C I-

IP/c l o u d - c omp u t ing /go v e r nme n -

tal-cloud-secur it y/secur it y-f rame-

work-for-govenmental-clouds 

PR/ENISA

https://www.enisa.europa.eu/activities/Resilience-and-CIIP/cloud-computing/governmental-cloud-security/security-framework-for-govenmental-clouds
https://www.enisa.europa.eu/activities/Resilience-and-CIIP/cloud-computing/governmental-cloud-security/security-framework-for-govenmental-clouds
https://www.enisa.europa.eu/activities/Resilience-and-CIIP/cloud-computing/governmental-cloud-security/security-framework-for-govenmental-clouds
https://www.enisa.europa.eu/activities/Resilience-and-CIIP/cloud-computing/governmental-cloud-security/security-framework-for-govenmental-clouds
https://www.enisa.europa.eu/activities/Resilience-and-CIIP/cloud-computing/governmental-cloud-security/security-framework-for-govenmental-clouds
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Verwaltungs-Services in 
Berlin dank App noch 
näher beim Kunden
Von Ralf Ganser, Leiter Landesredaktion Berlin.de, Senatskanzlei Berlin und Björn Märtin, Manager Innovationen BerlinOnline Stadtportal GmbH & Co. KG

Soll die Berliner Verwaltung überhaupt gewidmete, native Apps anbieten? Gibt es einen entsprechenden Bedarf bei Bür-
gerinnen, Bürgern und Unternehmen? Würde sich der Aufwand für Entwicklung und Pflege rechtfertigen lassen? Falls ja in 
welcher Form, zu welchen Themen, für welche Zielgruppen? In welchen Bereichen ist eine nachhaltige Nutzung zu erwarten? 
Und: Wie können die spezifischen Eigenschaften mobiler Endgeräte, wie z.B. Geo-Lokalisierung und Dateiablage hierbei einen 
Mehrwert zu den herkömmlichen Web-Angeboten der Verwaltung bieten?

Diese Fragen standen zu Beginn der 

Überlegungen und Planungen im Mit-

telpunkt - insbesondere vor dem Hinter-

grund, dass die Inhalte des Stadtportals 

Berlin.de dank des responsiven Designs 

ohnehin auch über mobile Endgeräte 

sehr gut zugänglich sind.

Ausgangspunkt zur Beantwortung dieser 

zunächst offenen Fragen lag in der nä-

heren Betrachtung des bereits etablier-

ten Service-Portals Berlin.

Mit dem Service-Portal Berlin stellt die 

Senatskanzlei bereits seit Anfang 2013 

unter service.berlin.de ein Angebot für 

Bürgerinnen und Bürger sowie für Un-

ternehmen bereit, über welches derzeit 

bereits mehr als 500 Verwaltungsleis-

tungen sowie rund 300 Behördenstand-

orte der Berliner Verwaltung abrufbar 

sind.

Dieser zentrale und prominente Zu-

gang zum „Kerngeschäft“ der Berliner 

Verwaltung hat sich seitdem zu einem 

echten Erfolgsmodell entwickelt: Schon 

im ersten Monat nach der Freischaltung 

verzeichnete das Service-Portal über 

450.000 Zugriffe, die sich in der Folge 

bis dato mehr als verzehnfacht haben.

Dabei dient das Service-Portal nicht nur 

als Portal für die Verwaltungskunden 

direkt, sondern ist auch maßgebliche 

Auskunf tsgrundlage für das Berliner 

Bürgertelefon 115.

Die inhaltliche Basis des Service-Portals 

bilden Daten über die Dienstleistungen 

und Standorte der Berliner Behörden, 

welche diese Dienstleistungen erbrin-

gen. Diese Leistungs- und Standort-

daten sind nach den Pr inzipien des 

bundesweit gültigen Leistungskatalogs 

(sog. LeiKa) einheitlich strukturiert. 

Alle Daten werden von den jeweils fach-

lich zuständigen Stellen in dezentraler 

Verantwortung gepflegt und laufen in 

einer zentralen gemeinsamen Dienst-

leistungsdatenbank zusammen, welche 

insgesamt von der Landesredakt ion 

Berlin.de qualitätsgesichert und frei-

geschaltet wird. So ist die Synchronität, 

Aktualität, Plausibilität und Sicherheit 

der Daten gewährleistet.

Vor diesem Hintergrund war es nahe-

liegend, sich bei den Überlegungen 

zur Entwicklung einer sinnvollen 
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Verwaltungs-App auf der hohen Inan-

spruchnahme des Service-Portals und 

der Nachhalt igkeit der gemeinsamen 

verwaltungsweiten Dienstleistungsda-

tenbank abzustützen.

Entwicklung einer Service-App
Zielstellung war es mithin, eine App zu 

schaffen, die einen auf die standardi-

sierten vorliegenden Dienstleistungen 

und Standorte der Berliner Verwaltung 

fokussierten komfortablen und mobilen 

Zugrif f unter Nutzung der endgeräte-

spezifischen Features bietet. Dabei soll-

te die Service-App als spürbarer Mehr-

wert zum Service-Portal nachhaltig die 

vorhandenen Daten wiederverwenden 

und leicht und sicher zu handhaben sein.

Die konzeptuelle Entwicklung der Ser-

vice-App erfolgte in enger Abstimmung 

zwischen der Landesredaktion Berlin.de 

und der BerlinOnline Stadtportal GmbH 

& Co. KG, die als technischer Betreiber 

des Stadtportals Berlin.de schon die 

Entwicklung des Service-Portals ver-

antwortet hatte.

Das Konzept und der Style-Guide wurden 

konsequent aus der Nutzerperspektive 

entwickelt. Umgesetzt wurde die App 

schließlich mittels der Entwicklungs-

plattform Cordova. Dadurch konnte der 

Entwicklungs- und der zukünftige Pfle-

geaufwand signif ikant optimiert wer-

den, da Cordova es ermöglicht, mit einer 

Version des Codes Apps für verschiedene 

Endgeräte-Betriebssysteme bereit zu 

stellen  – im Fall der Service-App sind 

das zunächst iOS und Android.

Die Service-App ist damit in mehrfa-

cher Hinsicht nachhalt ig, da neben 

der Mitnutzung und Synchronisierung 

der Dienstleitungsdatenbank auch 

eine technische Multiplattformfähig-

keit gewährleistet ist. Darüber hinaus 

wurden durch den wiederwendbaren 

Style-Guide und die Einrichtung von 

gemeinsamen App-Stores für das Land 

Berlin Rahmenbedingungen und Über-

tragbarkeiten für die Entwicklung und 

Bereitstellung von weiteren zukünfti-

gen Apps der Berliner Verwaltung ge-

schaffen.

So entsteht kein doppelter Pflegeauf-

wand für die Daten und die App bleibt 

auch bei Aktualisierungen der Dienst-

leistungsdatenbank aktuell und syn-

chron zum Service-Portal.

Gleichzeitig sind die Daten in der App 

auch offline verfügbar, um eine Benut-

zung auch ohne ständigen Internetzu-

gang zu gewährleisten.

Zugriffsentwicklung im Service-Portal Berlin. Der Anstieg ab Septem-

ber 2014 erklärt sich durch die Integration der Terminvereinbarung
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Einstiegs-Bildschirm  

der Service-App Berlin

Alle Daten, die der Benutzer in der Ser-

vice-App anlegt, werden ausschließlich 

auf dem eigenen Endgerät gespeichert, 

so dass die App hohen Datenschutzan-

forderungen genügt.

Da die App sämtliche Daten der Dienst-

leistungsdatenbank und damit eine 

große Datenmenge beinhaltet, wurde 

zudem in der Entwicklung zusätzlicher 

Wert darauf gelegt, dass eine flüssige 

Benutzung der App gewährleistet ist.

Die Service-App als Ergänzung 
zum Service-Portal
Im Ergebnis wurde mit der Ser-

vice-App ein weiterer innova-

tiver Zugang zu den Daten 

der Dienstleistungsda-

tenbank realisiert, 

der zusätzlich 

noch mo-

Wo bekomme ich einen neuen Perso-

nalausweis? Wie melde ich ein Gewerbe 

an? Welche Unterlagen benötige ich? 

Mit welchen Gebühren muss ich rech-

nen? Wie und wo kann ich einen Termin 

vereinbaren? Diese und viele weitere 

Fragen beantwortet jetzt rund um die 

Uhr und unterwegs auch die auf struk-

turiert vorliegende Dienstleistungen 

der Berliner Verwaltung fokussier te 

Service-App.

anfallenden Gebühren, Kontaktdaten, 

Öffnungszeiten etc. ermittelt werden. 

Die Recherche-Ergebnisse können in 

einer Auswahl auf dem Endgerät indivi-

duell gespeichert und in einer Checklis-

te verwaltet werden, die auch „offline“ 

einen Überblick z.B. über die erforder-

lichen Unterlagen bietet. Gleichzeitig 

können Behördentermine direkt online 

aus der der App heraus gebucht werden.

bil-spezif ische Funktionen bietet, wie 

die Geolokalisierung zur Anzeige der Be-

hördenstandorte und das Speichern von 

Aufgaben im Endgerät für den Besuch in 

der Behörde.

Mit der App können die jeweils nächst-

gelegenen Standorte mit Entfernungs-

angabe und die dor t angebotenen 

Leistungen mit allen relevanten Infor-

mationen wie Voraussetzungen, Rechts-

grundlagen, benötigten Unterlagen, 

Die App wurde im Rahmen der diesjähri-

gen CeBIT für die gängigen Betriebssys-

teme iOS und Android kostenlos in den 

jeweiligen App-Stores bereitgestellt und  

ist auch über die Seite service.berlin.de/

app erreichbar. In den ersten beiden Wo-

chen nach Launch wurde die App bereits 

über 1.500 Mal heruntergeladen und von 

den Nutzenden durchgängig positiv be-

urteilt.
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Gesellschaftliche Herausforde-
rungen meistern mit Big Data

Die zunehmende Digitalisierung und Vernetzung unserer Gesellschaft nimmt großen Einfluss auf alle gesellschaftlichen 
Lebensbereiche. Überall entstehen immer mehr Daten die es zu analysieren und zu erschließen gilt, um neues Wissen zu 
gewinnen und intelligente Lösungen für Wirtschaft und Menschen zu entwickeln. Big-Data-Technologien können einen ent-
scheidenden Beitrag für den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritt leisten. Um ihren Einsatz in den relevanten 
Fachgebieten voranzutreiben, fördert die Europäische Union im Projekt „BigDataEurope“ den interdisziplinären Austausch 
zur Nutzung von Datentechnologien.

Ein internationales Konsort ium ent-

wickelt unter der Leitung des Fraun-

hofer-Instituts für Intelligente Analy-

se- und Informationssysteme IAIS eine 

Plattform, die den Zugang zu Big-Da-

ta-Anwendungen und deren Integration 

in bestehende Arbeitsabläufe erleich-

tert.

Gesundheit, Ernährung, Energie, Ver-

kehr, Klima, Soziales und Sicherheit 

– dies sind die sieben wichtigsten „He-

rausforderungen“ unserer Gesellschaft, 

wie sie die Europäische Union im aktu-

ellen Rahmenprogramm „Horizon 2020“ 

definiert hat. In allen diesen Bereichen 

spielt die Verarbeitung großer Daten-

mengen eine zunehmend wichtige Rolle 

– sei es bei der Auswertung klinischer 

Daten in der Medizin, der dezentralen 

Versorgung durch regenerative Ener-

gien oder bei der Optimierung des Ver-

kehrsflusses in Großstädten.

Big-Data-Technologien für den 
w ir t schaf tlichen und gesell-
schaftlichen Fortschritt
Obwohl fundamentale Big-Data-An-

wendungen als Open Source Software 

verfügbar sind, ist ihre Integration und 

Etablierung in den genannten gesell-

schaf tlichen Bereichen of t schwierig 

zu meistern. Das hat häufig alltagsprak-

tische Gründe. So sind die Tools nicht 

immer ohne weiteres auf die jeweiligen 

Problemstellungen übertragbar oder 

ihre Integration in alltägliche Work-

flows gestaltet sich als zu teuer oder 

aufwändig. Um die Entwicklung in den 

sieben gesellschaftlichen Bereichen vo-

ranzutreiben, schaffen im Projekt „Big-

DataEurope“ zwölf europäische Partner 

unter der Leitung des Fraunhofer IAIS 

eine Plattform, die für die verschiede-

nen Einsatzzwecke die jeweils passen-

den Anwendungen zusammenführt.

„Mit unserer Plattform stellen wir Un-

ternehmen und Inst itut ionen eine 

speziell an die jeweiligen Bedürfnisse 

angepasste Palet te an Big-Da-
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Die Verarbeitung großer Datenmengen spielt 

eine zunehmend wichtige Rolle in Europa

ta-Anwendungen zur Verfügung“, er-

klärt Prof. Dr. Sören Auer, Lead Scientist 

und Projektkoordinator am Fraunhofer 

IAIS. „Insbesondere kleine und mittlere 

Unternehmen, die sich oft keine teuren 

Tools oder eigenen Datenexperten leis-

ten können, bekommen hierdurch die 

Möglichkeit, von hochaktuellen Big-Da-

ta-Technologien zu profitieren“, betont 

Auer.

BigDataEurope stellt eine be-
darfsgerechte Big-Data-Platt-
form bereit
Das Projekt besteht aus zwei Schritten: 

Zunächst bauen die Projektpartner ein 

Netzwerk aus europäischen Vertretern 

der sieben gesellschaftlichen Kernbe-

reiche auf. Daraus bilden sich Inter-

essensgruppen, die in Workshops ihre 

jeweiligen Anforderungen an Big-Da-

ta-Anwendungen diskut ieren – und 

zwar für alle Abschnitte im Prozess der 

Datennutzung, von der Datengewinnung 

über die Verarbeitung, Speicherung und 

Visualisierung bis hin zur Entwicklung 

von Daten-Ser v ices. Im zweiten Teil 

des Projekts fließen die Ergebnisse der 

Workshops in die technische Umsetzung 

der frei zugänglichen technischen Big-

DataEurope-Plattform ein.

Über BigDataEurope
BigDataEurope ist Teil des EU-Rahmen-

programms „Hor izon 2020“ zur För-

derung einer innovationsgestützten 

Gesellschaft und wettbewerbsfähigen 

Wirtschaft. Neben dem Fraunhofer IAIS 

als Konsor t ialführer beteiligen sich 

folgende Partner am Projekt: CESSDA 

(NOR), das National Center for Scienti-

f ic Research „DEMOKRITOS“ (GRE), ER-

CIM (FR), das European Union Satellite 

Centre (ESP), die Food and Agriculture 

Organization of the United Nations FAO 

(ITA), das Institut fur Angewandte In-

formatik (DE), Kentro Ananeosimon Pi-

gon Ke Exkonomisis Energeias (GRE), die 

National and Kapodistrian University of 

Athens (GRE), The Open PHACTS Founda-

tion (GB), Tenforce (BEL), die Semantic 

Web Company (AT), sowie das W3C (FRA). 

PR/Fraunhofer IAIS
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Deutsche unterschätzen den 
Einfluss digitaler Technologien

Weltweit sind 85 Prozent der Menschen davon überzeugt, dass „digitale Technologien die Welt verbessern“. Das ist das zent-
rale Ergebnis einer umfangreichen Online-Befragung von Microsoft unter 12.000 Menschen in zwölf Ländern zum Einfluss von 
IT und Internet auf Wirtschaft und Gesellschaft. Die Studie hat Microsoft aus Anlass des Weltwirtschaftsforums veröffent-
licht, das im Januar 2015 in Davos stattfand. Insgesamt erwartet eine deutliche Mehrheit der Befragten positive Effekte für 
Unternehmen, Bildung, Mobilität, Beschäftigung, Gesundheitswesen sowie für die eigene Lebensqualität. Allerdings zeigen 
sich die Menschen in den Schwellenländern deutlich optimistischer und setzen größere Hoffnungen in neue Technologien als 
die Bewohner der Industriestaaten. Besonders wenig Enthusiasmus zeigen die Deutschen.

Für die Studie „Views from Around the 

Globe“ hat Microsoft im Dezember 2014 

je tausend Einwohner in fünf Indust-

r iestaaten (Deutschland, Frankreich, 

Japan, Südkorea und den USA) und sie-

ben Schwellenländern (Brasilien, China, 

Indien, Indonesien, Russland, Türkei und 

Südafrika) ausführlich befragt, wie In-

ternet und IT-Wirtschaft die Gesellschaft 

in Zukunft beeinflussen. Hoffnung he-

gen die Menschen vor allem in Hinblick 

auf die wirtschaftliche Entwicklung:

•	 Insgesamt 72 Prozent sind davon 

überzeugt, dass IT und Internet In-

novationen beschleunigen,

•	 68 Prozent meinen, dass digitale 

Technologien die Bedingungen für 

Unternehmensgründungen verbes-

sern,

•	 65 Prozent glauben, dass digitale 

Technologien die Produktivität er-

höhen.

Eine deutliche Mehrheit der Menschen 

sieht außerdem positive Effekte für Bil-

dung, Lebensqualität, Mobilität, Wett-

bewerbsfähigkeit, Beschäftigung und 

Gesundheitswesen.

Deutliche Lücke zwischen Schwel-
lenländern und Industriestaaten
Allerdings klaff t zwischen den Erwar-

tungen der Bewohner der Industr ie-

staaten und denen der Schwellenländer 

eine deutliche Lücke. Die Menschen in 

den Schwellenländern stehen digitalen 

Technologien deutlich positiver gegen-

über als die der Industriestaaten. Und in 

der Gruppe der Industriestaaten zeigen 

sich ausgerechnet die Deutschen beson-

ders wenig optimistisch.

Thema Innovation: Mehr als 80 Prozent 

der Indonesier, Brasilianer und Inder 

(und immerhin auch 68 Prozent der Ame-

rikaner) meinen, dass digitale Techno-

logien Innovation beschleunigen. Aber 

nur 60 Prozent der Deutschen sehen IT 

und Internet als Triebfeder für Innova-

tion.

Thema Produktivität: Mehr als 70 Pro-

zent der Inder und Chinesen, aber nur 

56 Prozent der Deutschen, sind davon 

überzeugt, dass Internet und IT die Pro-

duktivität verbessern. Allerdings liegt 

Deutschland in dieser Frage mit den USA 

gleichauf. Und deutlich mehr Deutsche 

al s Japaner, Südkoreaner oder 
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Die Frage, wie Internet und IT-Wirtschaft die Gesellschaft in Zukunft beein-

flussen werden, beurteilen Menschen je nach Herkunft unterschiedlich

Franzosen glauben an Internet und IT 

als Treiber für mehr Produktivität.

Thema Startups: Während mehr als 80 

Prozent der Indonesier und Brasilianer 

an bessere Bedingungen für Gründer 

durch IT glauben, meinen nur 54 Prozent 

der Deutschen, dass digitale Technologi-

en die Chancen für Unternehmensgrün-

dungen erhöhen.

„Die Studie belegt, dass die Deutschen 

den Einfluss digitaler Technologien un-

terschätzen“, erklärt Dr. Christian P. Il-

lek, Vorsitzender der Geschäftsführung 

von Microsoft Deutschland. „Die Tatsa-

che, dass im Umfeld von Cloud Compu-

ting und App-Entwicklung täglich neue 

Geschäf tsideen entstehen, ist noch 

längst nicht in den Köpfen aller Deut-

schen angekommen.“

Auch gegenüber neuen, internetba-

sierten Geschäf tsmodellen haben die 

Menschen je nach Herkunft eine unter-

schiedliche Erwar tungshaltung. Von 

neuen Services, wie beispielsweise der 

Online-Vermittlung von Fahrdiensten, 

Urlaubsquartieren oder Jobs, erwarten 

die meisten Bewohner der Schwellen-

länder eine Verbesserung gegenüber 

traditionellen Anbietern - sowohl für 

Konsumenten als auch für die Beschäf-

tigten. Dagegen stehen die Menschen in 

den Industriestaaten Anbietern solcher 

Dienste mehrheitlich kritisch gegenüber.

Gewaltiger Handlungsbedarf
Diese Kluft schlägt sich auch in den per-

sönlichen Erwartungen der Menschen 

nieder. Während sich die Menschen noch 

weitgehend darüber einig sind, dass 

die besten Berufsaussichten künf t ig 

im Hightech-Bereich liegen (Industrie-

staaten 43 Prozent, Schwellenländer 47 

Prozent), so klaf f t bei der Bewertung 

der eigenen Jobperspektiven eine deut-

liche Lücke. Der Aussage „Menschen 

wie ich interessieren sich für Jobs im 

Hightech-Bereich“ stimmten 90 Prozent 

der Männer und 79 Prozent der Frauen 

in den Schwellenländern zu. In den In-

dustriestaaten fanden nur 68 Prozent 

der Männer und 51 Prozent der Frauen 

die Aussage zutreffend. Ein ähnliches 

Missverhältnis wird bei der Aussage 

„Menschen wie ich werden ermutigt, im 

Hightech-Bereich zu arbeiten“ sichtbar. 

Allerdings fällt an dieser Stelle der gro-

ße Unterschied bei den weiblichen Be-

fragten ins Auge: 77 Prozent der Frauen 

in den Schwellenländern, aber nur 46 

Prozent der Frauen in den Industr ie-

staaten fühlen sich zu einer Karriere im 

Hightech-Bereich ermutigt. Illek: „Hier 

belegt die Studie gewalt igen Hand-

lungsbedarf. Denn angesichts des heute 

schon dramatischen Fachkräftemangels 

können es sich gerade die alternden Ge-

sellschaften der Industriestaaten nicht 

leisten, auf den Beitrag gut ausgebilde-

ter Frauen am Arbeitsmarkt zu verzich-

ten.“

PR/Microsoft Deutschland GmbH
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Immer mehr Software mit 
Sicherheitslücken

Seit 2011 hat sich die Zahl der gemelde-

ten Software-Sicherheitslücken welt-

weit wieder stark erhöht. Nach einer 

wissenschaftlichen Analyse des Potsda-

mer Hasso-Plattner-Instituts (HPI) wa-

ren Ende 2014 gut 6.500 Schwachstellen 

veröf fentlicht. Wie die Übersicht der 

Informatikwissenschaftler zeigt, liegt 

der Wert im 15-Jahresvergleich damit 

nur knapp unter den Höchstständen 

von 2006 und 2008. Damals hatte es 

rund 7.000 veröffentliche Hinweise auf 

so genannte „Vulnerabilities“ gegeben. 

Wie das HPI auf der CeBIT in Hannover 

mitteilte, nahmen vor allem die mit-

telschweren Software-Schwachstellen 

deutlich zu und erreichten 2014 ihren 

absoluten Höchststand.

Die Sicherheitslücken von höchstem 

Schweregrad nehmen hingegen seit 

2008 beständig ab, so der Direktor des 

Instituts, Prof. Christoph Meinel. Der 

Informatiker führt dies auf starke Be-

mühungen der Hersteller in den letz-

ten Jahren zurück, „besonders die kri-

tischsten Lücken zu beseitigen“. Laut 

der HPI-Untersuchung verteilen sich die 

Auswirkungen der Schwachstellen zu je-

weils 12 bis 14 Prozent auf Probleme mit 

der Verfügbarkeit, der Integrität und der 

Vertraulichkeit der Software. In gut der 

Hälfte der Fälle sind sogar alle drei Prob-

lembereiche zusammen betroffen.

„Die Verfügbarkeit bezieht sich hierbei 

auf die Erreichbarkeit des Dienstes“, er-

läuterte Meinel. Mit dem Begriff Integ-

rität sei die Möglichkeit des unbefugten 

Schreibzugrif fes bezeichnet, der eine 

Änderung der Daten beziehungsweise 

des Systems zur Folge haben kann. In 

der Kategorie Vertraulichkeit sei alles 

erfasst, was mit dem Lesezugrif f auf 

sensible Daten wie zum Beispiel Pass-

wörter zusammenhänge.

Browser häufigster Angriffspunkt 
für Hacker
Laut der Untersuchung des HPI liegt 

bei den kritischen Sicherheitslücken in 

Betriebssystemen die Windows XP-Soft-

ware mit 511 gemeldeten Schwach-

stellen an erster Stelle. Apples MAC 

OSX-System liegt auf Platz 4, Linux auf 

Platz 7 der Rangliste. „Hierbei muss man 

natürlich berücksichtigen, dass die Po-

pularität der Software eine Rolle spielt“, 

sagte der IT-Sicherheitsspezialist. Wenn 

ein Betriebssystem weit verbreitet sei, 

untersuchten es potenzielle Angreifer 

viel intensiver, da die Schwachstellen 

wegen der großen Verbreitung viel häu-

figer missbraucht werden können.

Bei den kritischen Schwachstellen in 

Applikationen liegen die Browser In-

ternet Explorer von Microsoft (700 Ver-

öffentlichungen), Google Chrome (600) 

und Mozilla Firefox (570) auf den ersten 

drei Plätzen der Liste. Andere Sof t-

ware-Anwendungen folgen mit deutli-

chem Abstand. 

PR/HPI

Das HPI analysiert in einer Datenbank für IT-Angriffsanalysen permanent die 

Veröffentlichungen von Software-Sicherheitslücken und -Schwachstellen
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Berlins 3D-Stadtmodell als 
Open Data zugänglich

Berlin hat europaweit eine führende 

Rolle in der Digitalwirtschaft. Seit März 

2015 ist ein 3D-Stadtmodell der deut-

schen Hauptstadt als Open Data öffent-

lich zugänglich. Internetnutzer hatten 

bisher mit dem Modell des Business 

Location Centers von Berlin Partner für 

Wirtschaft und Technologie die Möglich-

keit, das Berliner Stadtgebiet realitäts-

getreu online zu erkunden – nun können 

sie die Daten auch selbst nutzen. Egal 

ob Wissenschaftler, Spieleentwickler, 

Städteplaner, Architekt oder Grafiker – 

das großflächige Modell Berlins steht als 

kostenloser Download zur Verfügung.

Für das Modell wurden rund 550.000 Ge-

bäude auf 890 km² Stadtgebiet aus der 

Luft fotograf iert und vermessen. Nun 

erfolgt die Bereitstellung der 3D-Ge-

bäudedaten des Stadtmodells über ein 

webbasiertes Serviceportal im Rahmen 

der Open Data Initiative des Landes Ber-

lin. Das Open Data Modell versetzt User 

in die Lage, sowohl die originären CityG-

ML-Daten für das gesamte Stadtmodell 

als auch für Teilbereiche der Stadt zu 

beziehen und für eigene Zwecke weiter-

zuverarbeiten.

Über eine Serviceschnittstelle können 

z. B. einzelne Gebäude in unterschied-

lichen 3D-Datenformaten ausgewählt 

und heruntergeladen werden. Für tech-

nologiebasierte Unternehmen, Startups 

der Digitalwirtschaft wie auch Wissen-

schaftseinrichtungen bietet das Modell 

eine einmalige Grundlage für Forschung 

und Entwicklung. Berlin baut mit dem 

Modell seine Vorreiterrolle als digitale 

und innovative Stadt in Europa aus.

Das 3D-Stadtmodell ist ein Projekt der 

Senatsverwaltung für Wirtschaft, Tech-

nologie und Forschung und der Berlin 

Partner für Wirtschaft und Technologie 

GmbH. Im Rahmen der Open Data Initia-

tive des Landes Berlin stellt die Senats-

verwaltung für Wirtschaft, Technologie 

und Forschung die LoD2 Gebäudedaten 

und die im Jahr 2013 erfassten digitalen 

Oberflächenmodelle zum freien Down-

load zur Verfügung.

Link zum 3D-Stadtmodell und zu frei 

verwendbarem Videomater ial: www.

businesslocationcenter.de/download-

portal 

PR/Berlin Partner

http://www.businesslocationcenter.de/downloadportal
http://www.businesslocationcenter.de/downloadportal
http://www.businesslocationcenter.de/downloadportal
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Startschuss für
POLIKS in Berlin

Ende März 2005 ist der Startschuss für 

„POLIKS“ bei der Berliner Polizei ge-

fallen. Das „Polizeiliche Landessystem 

zur Information, Kommunikation und 

Sachbearbeitung“ fasst ein polizei-

liches Auskunftssystem und die Vor-

gangsbearbeitung zusammen. Beide 

haben bisher getrennt voneinander 

exist iert. Bisher mussten die Daten 

aus den Ermittlungsvorgängen schrift-

lich für die Vorgangsbearbeitung und 

anschließend elektronisch für das Aus-

kunftssystem „ISVB“ erfasst werden.

Zukünftig wird das unter der einheitli-

chen Benutzeroberfläche von POLIKS 

in einem Arbeitsgang geschehen. Ta-

tumstände, Personalien und Zeugen-

aussagen können bereits von einzelnen

Dienststellen vor Ort mit einem Note-

book aufgenommen und in der Dienst-

stelle in das Zentralsystem überspielt 

werden.

Mit der Inbetr iebnahme von POLIKS 

geht eine mehrjährige Entwicklungs-

phase zu Ende. Nachdem bereits seit 

Mitte der 90er Jahre Vorüberlegungen 

geführt und Computersysteme ande-

rer Bundesländer näher betrachtet 

wurden, fiel 1999 die Entscheidung zu-

gunsten der Entwicklung eines eigen-

ständigen Systems, das auf die speziel-

len Bedürfnisse Berlins zugeschnitten 

werden sollte.

(...)

Das neue Informations- und Kommuni-

kationssystem der Berliner Polizei ist 

sowohl für den Innendienst als auch 

für den Einsatz vor Ort konzipiert und  

entwickelt. Der POLIKS-Client ist in 

eine vielen Nutzern bereits vertraute 

Windows-Umgebung eingebet tet 

und arbeitet mit der Bürosoftware 

von Microsoft zusammen. Die Moder-

nisierung machte auch vor dem bestehen-

den „Formularwald“ aus rund 350 unter-

schiedlichen Formblättern, allein für die 

polizeiliche Sachbearbeitung, nicht halt. 

Für POLIKS wurden die Kernabläufe auf 

weniger als ein Zehntel ausgedünnt: 33 

„Anwendungsfälle“ stehen den Polizis-

ten nun zur Verfügung. Für eher seltene 

Arbeitsgänge ist zusätzlich ein digitaler 

Formularschrank vorhanden. „Assisten-

ten“ im System führen die Beamten mit 

genauen Hinweisen durch die Bearbeitung 

in POLIKS.

Der „Schnittstellendienst“, ein speziel-

les Softwaremodul in POLIKS erlaubt der 

Berliner Polizei, ihr System an verschie-

denste andere Systeme in Deutschland 

und Europa anzupassen - ohne im Kern 

von POLIKS programmieren zu müssen. 

Dieses Softwaremodul verfügt auch über 

alle Fähigkeiten, den Nachrichtenaus-

tausch zu steuern, beispielsweise mit dem 

Kraftfahrtbundesamt oder mit INPOL vom 

Bundeskriminalamt. Während der Soft-

wareentwicklung wurde das Konzept des 

bundesweiten Auskunftssystems „INPOL“ 

verändert. Wesentliche Teile von POLIKS 

mussten deshalb angepasst oder sogar 

neu erstellt werden.

Die gesamte Kommunikat ion mit den 

verbundenen Systemen läuf t über den 

„Schnittstellendienst“, der auf diese Wei-

se das Gesamtsystem entlastet und so 

mehr Rechenleistung für die Polizeiarbeit 

bereitstellen kann, beispielsweise im Rah-

men von Fahndungen.

SPLITTER 2/2005, Artikel gekürzt

Ausblick
Die nächste Ausgabe 3/2015 des 

SPLITTER widmen wir unserem Ju-

biläum „10 Jahre ITDZ Berlin“. Das 

Heft erscheint am 31. Juli 2015.

Ihre Artikel zum Schwerpunktthe-

ma oder zu anderen Anwendungs-

themen aus dem Feld der Verwal-

tungs-IT nehmen wir gerne bis zum 

12. Juni 2015 entgegen.

Sie erreichen die SPLITTER-Redak-

tion unter splitter@itdz-berlin.de
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